Rechtsgutachten

zur Änderung des Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes

für die

KPÖ im Steiermärkischen Landtag

erstattet von

Univ.-Doz. Mag. Dr. Martin Kind

am 2. Oktober 2006

I.

Zusammenfassung
1. Die Änderung des Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes (VeranstG) – namentlich die besonderen Bestimmungen für Motorsportanlagen – verletzen das Eigentums- und Gleichheitsrecht: Die dadurch im Fall der Realisierung der (der Unterhaltung dienenden) Anlage in Spielberg bewirkte Beeinträchtigung der Nutzbarkeit der betroffenen Grundstücke stellt eine Eigentumsbeschränkung dar, die weder im öffentlichen Interesse liegt, noch verhältnismäßig ist. Zudem ist § 22b VeranstG wegen des Fehlens eines wirksamen Schutzes der Interessen der Nachbarn vor Lärmimmissionen sachlich nicht gerechtfertigt. Es liegt auch eine unsachliche Differenzierung im Hinblick auf den sonst für die Genehmigung von Betriebsstätten und Betriebsanlagen vom Gesetzgeber geschaffenen Standard vor.
2. Die Änderung des VeranstG verstößt wegen möglicher Gesundheitsgefährdung der Nachbarn gegen das BVG über den umfassenden Umweltschutz. Die mit der Privilegierung von Betreibern von Motorsportanlagen bewirkte unverhältnismäßige Benachteiligung der Nachbarn, weil der Gesetzgeber offenkundig – mit den von ihm vorgegebenen hohen Lärmimmissionswerten und der zwingenden Berücksichtigung der Akzeptanz bei der Interessenabwägung – selbst Gesundheitsgefährdungen der Nachbarn in Kauf nimmt, eröffnet einen Widerspruch zu dem BVG. Sollte die Anlage in Spielberg durch das Land finanziell unterstützt werden, so wird der Verschlechterung des Umwelt- und Gesundheitsschutzes – entgegen der Verpflichtung zum Schutz vor Lärm gemäß dem BVG – auch noch Vorschub geleistet, weil die damit verbundenen Folgekosten nicht vom Verursacher, sondern von den betroffenen Nachbarn und der Allgemeinheit zu tragen sind.
3. Die Errichtung und der Betrieb von Motorsportanlagen ist in sämtlichen Bundesländern mit Ausnahme der Steiermark nicht Gegenstand des Veranstaltungsrechts. Weder die historische noch die teleologische Interpretation lässt eine kompetenzrechtliche Zuordnung zum Veranstaltungswesen der Länder zu; vielmehr ist davon auszugehen, dass auf Grund der Gefahrenabwehr die Genehmigung von ortsgebundenen Motorsportanlagen in die Gewerbekompetenz des Bundes fällt. Der Landesgesetzgeber überschreitet mit der Änderung des VeranstG zudem die rechtspolitische Gestaltungsfreiheit, weil er damit eine Regelung trifft, die sich als sachlich nicht gerechtfertigte Beeinträchtigung der Effektivität der bundesgesetzlichen Regelungen (GewO 1994 und UVP-G 2000) darstellt.
4. Die Änderung des VeranstG ist nicht hinreichend bestimmt; insbesondere der in der Abwägung der Interessen zu berücksichtigende Umstand des „volkswirtschaftlichen Nutzens“ normiert nicht im Sinne des Art. 18. Abs. 1 B-VG mit hinreichender Deutlichkeit, wie dieser objektiv zu ermitteln ist. Ebenso verstößt der Verweis auf die „Akzeptanz“ wegen des fehlenden Subjektbezugs – sprich bestehender Unklarheit, durch wen die Umstände zu akzeptieren sind – gegen den Grundsatz der Vorherbestimmung verwaltungsbehördlichen Handelns. Überdies räumt der Gesetzgeber der Behörde durch die unzureichende Determinierung der „Nachbarschaft“ die Möglichkeit ein, den zur Beurteilung der Zumutbarkeit erforderlichen Wirkungsbereich der immissionsbezogenen Lärmwerte in einem jedenfalls nicht unerheblichen Ausmaß selbst zu bestimmen.
5. Ob nach Änderung des VeranstG in Verbindung mit den vorangegangenen Änderungen des UVP-G 2000 und des IG-L eine Umweltverträglichkeitsprüfung für die Anlage in Spielberg durchgeführt wird oder nicht, ist insofern gleich, als meines Erachtens in beiden Fällen auf Grund der geänderten Rechtslage – insbesondere des dadurch geschaffenen (weiten) Ermessensspielraums der Behörde – vormals befürchtete Gesundheitsgefährdungen der Nachbarn durch Lärm und festgestellte Überschreitungen von Grenzwerten für Luftschadstoffe anders zu beurteilen sein werden. Das heißt, dass die vom Umweltsenat im Jahr 2004 zur Abweisung des Vorhabens in Spielberg angeführten Gründe (Lärm- und Luftschadstoffbelastung) im Lichte der durch die Änderung des VeranstG nunmehr geltenden (hohen) Lärmimmissionswerte und der durch das IG-L geschaffenen Möglichkeit der Kompensation von Luftschadstoffgrenzwertüberschreitungen durch andere Emittenten kein Gewicht haben könnten.
II. 

Sachverhalt
Mit Bescheid vom 3. Dezember 2004, Zl. US 5B/2004/11-18 (im Folgenden: Spielberg-Bescheid), hob der Umweltsenat den Bescheid der Steiermärkischen Landesregierung vom 1. Juni 2004, GZ: FA13A-11.10-22/2004-34, mit dem die Grundsatzgenehmigung für die Errichtung und den Betrieb des Vorhabens „Motorsportzentrum beim A1-Ring in Spielberg“ gemäß § 18 UVP-G 2000 erteilt wurde, auf und wies den Antrag der Red Bull GmbH vom 1. September 2003 auf Genehmigung des Vorhabens ab, weil „das eingereichte Vorhaben in zentralen Bereichen nicht den anzuwendenden Genehmigungskriterien entspricht“.

In der Folge wurde zum einen das Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (im Folgenden: UVP-G 2000) durch die Novelle BGBl. I Nr. 14/2005 unter anderem dahin gehend geändert, dass bei Renn- und Teststrecken, die „mindestens 20 Jahre bestehen oder Bestand gehabt haben“, die Behörde (Landesregierung) im Einzelfall festzustellen hat, ob durch das Vorhaben „mit erheblichen schädlichen oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt“ zu rechnen ist und – bei Bejahung – eine Umweltverträglichkeitsprüfung (nach dem vereinfachten Verfahren) durchzuführen hat. 

Zum anderen wurde das Immissionsschutzgesetz-Luft (im Folgenden: IG-L) im Rahmen des Umweltrechtsanpassungsgesetzes (BGBl. I Nr. 34/2006) geändert. Ausgehend von dem Spielberg-Bescheid ermöglicht die (erst durch Beharrungsbeschluss zustande gekommene) Änderung des IG-L auch für den Fall einer aktuellen oder zu erwartenden Überschreitung eines Immissionsgrenzwertes zwei Genehmigungsmöglichkeiten (vgl. § 20 Abs. 3 Z. 1 und 2 IG-L). Mit BGBl. Nr. I 84/2006 wurde eine gleich lautende Änderung in § 77 Abs. 3 Gewerbeordnung 1994 (im Folgenden: GewO 1994) eingefügt. 

Im August 2006 wurde der Entwurf zur Änderung des Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes und des Steiermärkischen Geländefahrzeugegesetzes (GZ: FA1F-27.00-9/2001-19) zur Begutachtung ausgesendet. Anlass der Änderung des Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes (im Folgenden: VeranstG) ist – laut Presseberichten – die Realisierung des Vorhabens „Spielberg Neu“: Auf Grund eines von potentiellen Investoren erarbeiteten Masterplans für das Vorhaben „Spielberg Neu“ sei auch eine Änderung des VeranstG „notwendig“, weil derzeit „lediglich 10 Veranstaltungstage möglich“ wären, für eine „betriebswirtschaftliche Nutzung des ehemaligen A1-Ring-Geländes jedoch ca. 100 Veranstaltungstage erforderlich“ seien.

Im Mittelpunkt der (umstrittenen) Änderung des VeranstG stehen die besonderen Bestimmungen für Motorsportanlagen. Darf nach geltendem Recht der Veranstaltungsbetrieb die Nachbarschaft nicht durch störenden Lärm ungebührlich belästigen, so sollen nach der Änderung des VeranstG für die Beurteilung der Zumutbarkeit von Lärmbelästigungen der Nachbarn die soziale Akzeptanz und Lärmimmissionswerte eine Rolle spielen. 

Presseberichten zu Folge soll die Änderung des VeranstG – nach der Erledigung im Verfassungsausschuss des Landtages am 10. Oktober 2006 – im Landtag am 17. Oktober 2006 beschlossen werden und am 17. Dezember 2006 in Kraft treten. Die KPÖ im Steiermärkischen Landtag (im Folgenden: Auftraggeberin) hat daher den Auftragnehmer im September 2006 beauftragt, die Rechtmäßigkeit des Entwurfs zur Änderung des VeranstG zu prüfen. 
III.

Rechtsgrundlagen
Gegenstand des Rechtsgutachtens ist die Änderung des VeranstG und damit verbundene – insbesondere – verfassungsrechtliche Fragen. Artikel 1 des zur Begutachtung ausgesendeten Entwurfs (GZ: FA1F-27.00-9/2001-19) betrifft die Änderung des VeranstG und hat folgenden Wortlaut:

1. § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b lautet: 
„b) die durch den Veranstaltungsbetrieb verursachten Belästigungen durch Lärm den Nachbarn zumutbar sind;“ 

2. Nach § 22a wird folgender § 22b eingefügt: 
„§ 22b
Besondere Bestimmungen für Motorsportanlagen
(1) Motorsportanlagen sind Anlagen, die der Durchführung von Motorrad- und Autorennen sowie von Trainings-, Test- und Publikumsfahrten dienen. 

(2) Ob Belästigungen der Nachbarn im Sinne des § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b zumutbar sind, ist danach zu beurteilen, wie sie sich auf einen gesunden, normal empfindenden Menschen auswirken, wobei Umstände zu berücksichtigen sind, die sich auf die Akzeptanz der Geräuschimmission auswirken können. Solche Umstände sind insbesondere 

1. der mit dem Betrieb der Motorsportanlage verbundene volkswirtschaftliche Nutzen, 

2. die regionale und allenfalls traditionelle Bedeutung der Motorsportanlage, 

3. Einschränkungen der zeitlichen Nutzung der Motorsportanlage, 

4. die Vermeidung von Lärmemissionen durch bauliche Ausgestaltungen der Motorsportanlage nach dem Stand der Technik und 

5. die Unvermeidbarkeit von Lärmimmissionen nach der Art des Veranstaltungsbetriebes. 

(3) Eine unzumutbare Belästigung der Nachbarschaft ist jedenfalls dann gegeben, wenn folgende Lärmimmissionswerte überschritten werden: 

1. ein als langfristiger auf das Jahr gemittelter energieäquivalenter 16-Stunden-Tagesmittelungspegel im Zeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr (LAeq.16h.anno) von 65dB; 

2. ein täglicher zweimaliger Maximalpegel (LAmax) von 115 dB sowie ein täglicher maximaler energieäquivalenter 24-Stunden-Tagesmittelpegel (LAeq.24h) von 80 dB; 

3. ein tägliches Maximalhäufigkeitskriterium während eines jeden 16-Stunden-Tages (LAmax.16h) von 19 x 99 dB. 

(4) Zum Nachweis der Vermeidung unzumutbarer Lärmbelästigungen hat der Antragsteller Unterlagen vorzulegen, denen zufolge 

1. der Betrieb durch gestaffelte zeitabhängige Immissionskontingente mit einer höchstzulässigen Anzahl von Tagen pro Jahr eingeschränkt wird, 

2. die zeitlichen Abfolgen der einzelnen Betriebsarten festgelegt sind und 

3. eine Überwachung der Einhaltung der Immissionskontingente durch Dauermessstationen vorgesehen ist. 

(5) Der Betreiber der Anlage hat der Behörde innerhalb von vier Monaten nach Ablauf eines jeden Betriebsjahres einen Bericht über die Einhaltung der Immissionskontigente vorzulegen und die Ergebnisse der Lärmmessungen (Abs. 4 Z. 3) zur Verfügung zu stellen. 

(6) Werden auf einer Motorsportanlage auch Kraftfahrzeuge außerhalb von befestigten Fahrwegen im freien Gelände verwendet, darf eine Genehmigung nur dann erteilt werden, wenn die in § 4 Abs. 2 lit. b, c und d des Geländefahrzeugegesetzes, LGBl. Nr. 139/1973, in der jeweils geltenden Fassung, geregelten öffentlichen Interessen nicht erheblich beeinträchtigt werden.“ 

3. Dem § 25 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) Die Behörde hat eine Bewilligung zum Betrieb einer Motorsportanlage zu entziehen oder einzuschränken, wenn trotz erfolgter Androhung der Entziehung oder Einschränkung die Immissionskontingente mehrmals wesentlich überschritten wurden.“ 

4. Nach § 36 Abs.3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Die Gemeinden, in deren Gebiet eine Motorsportanlage (§ 22b) errichtet werden soll, sowie die an diese Gemeinden angrenzenden Gemeinden sind im Genehmigungsverfahren anzuhören.“ 

5. Im § 37 Abs. 1 wird der Ausdruck „§ 22a Abs. 1, 2, 4 und 5“ durch den Ausdruck „§ 22 Abs. 3, § 22a Abs. 1, 2, 4 und 5, § 22b Abs. 5“ ersetzt. 
6. Dem § 39 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) Die Änderungen des § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b und des § 37 Abs. 1 sowie die Einfügung des § 22b, des § 25 Abs. 4 und des § 36 Abs. 3a durch die Novelle LGBl. Nr. ……… treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der ……………, in Kraft.“ 

Nicht Gegenstand des Rechtsgutachtens ist Artikel 2 des Entwurfs zur Änderung des VeranstG, der eine Änderung des Steiermärkischen Geländefahrzeugegesetzes beinhaltet. Ein Eingehen auf Artikel 2 leg. cit. kann unterbleiben, weil die darin vorgeschlagene Ergänzung des Ausnahmekataloges des § 2 Abs. 2 Steiermärkisches Geländefahrzeugegesetz um die Verwendung von Geländefahrzeugen für Fahrten „auf Motorsportanlagen, die nach veranstaltungsrechtlichen Bestimmungen als Betriebsstätte genehmigt sind“, nur zum Tragen kommt, wenn die Änderung des VeranstG rechtlich haltbar ist. 

IV.

Rechtsfragen
Vor dem Hintergrund des Spielberg-Bescheides und der Änderung der Rechtslage (insbesondere IG-L und UVP-G 2000) geht es der Auftraggeberin um eine unabhängige Expertenmeinung, um einerseits die Frage der Rechtmäßigkeit und andererseits die Möglichkeit der Anfechtbarkeit der Änderung des VeranstG auf eine fundierte Rechtsmeinung stützen zu können.

Für den Auftragnehmer stellen sich im Einzelnen folgende Rechtsfragen:

1. Ist die Änderung des VeranstG mit den Grundrechten vereinbar? Insbesondere: 

1. Liegt ein (unverhältnismäßiger und sachlich nicht zu rechtfertigender) Eingriff in das Eigentumsrecht vor? 

2. Wird auf Grund der mit der Änderung des VeranstG offenbar bezweckten Absicht (nämlich Realisierung des Vorhabens „Spielberg Neu“) gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen?
2. Ist die Änderung des VeranstG mit dem als Staatsziel zu qualifizierenden BVG über den umfassenden Umweltschutz vereinbar?
3. Ist die Änderung des VeranstG mangels verfassungsrechtlich gebotener Berücksichtigung öffentlicher Interessen (wie Schutz der Umwelt und Gesundheit vor Immissionen von Anlagen) verfassungswidrig?
4. Entspricht die Änderung des VeranstG dem rechtsstaatlichen Erfordernis des Art. 18 Abs. 1 B-VG?
5. Unbeschadet der Fragen in den Punkten IV.1. – IV.4.: Welche Auswirkungen kann die Änderung des VeranstG auf ein Verfahren gemäß UVP-G 2000 haben?
V.

Rechtsmeinung
Der Beantwortung der Rechtsfragen geht ein rechtstatsächlicher Befund voraus. Dieser umfasst zum einen die mit der Änderung des VeranstG in Verbindung stehenden Regelungen, zum anderen die nähere Bestimmung des im Mittelpunkt der Änderung des VeranstG stehenden § 22b leg. cit. Darauf aufbauend wird sodann – anhand der Rechtsfragen – die Verfassungskonformität der Änderung des VeranstG geprüft.

Vor Punkte IV.1. – IV.5. 
1. Die besonderen Bestimmungen für Motorsportanlagen (§ 22b VeranstG) stehen in Verbindung mit dem Erfordernis der Genehmigung einer Betriebsstätte zur Abhaltung von Veranstaltungen gemäß § 20 leg. cit.; Motorsportanlagen bedürfen demnach neben Bewilligungen nach anderen Rechtsvorschriften, einer Betriebsstättengenehmigung (vgl. § 21 VeranstG). 
2. Die Bezirksverwaltungsbehörde (§ 26 Abs. 1 Z. 2 VeranstG) hat Betriebsstätten zu genehmigen, wenn die „Eignung“ gemäß § 22 leg. cit. vorhanden ist. Gemäß § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. a VeranstG müssen Betriebsstätten Gewähr dafür bieten, dass „keine Gefahr für Leben oder Gesundheit … unbeteiligter Personen“ entstehen kann. Aus § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. a leg. cit. kann ein subjektiv-öffentliches Recht der Nachbarn abgeleitet werden, weil diese Bestimmung auf den Schutz von unbeteiligten Personen und damit jedenfalls auch auf den Schutz der Nachbarn abzielt.
 Auch der Nachbar hat somit das Recht darauf, dass die eine Gesundheitsgefahr für ihn ausschließende Betriebssicherheit der Betriebsstätte gegeben ist.

3. Ebenso unbestritten ist, dass § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG (in der Fassung vor der Änderung) dem Nachbarn ein subjektiv-öffentliches Recht auf Schutz vor ungebührlicher Belästigung durch störenden Lärm beim Betrieb der bewilligten Betriebsstätte gewährleistet.
 Das heißt, die gemäß § 36 Abs. 2 letzter Satz VeranstG Parteistellung genießenden Nachbarn können im Verfahren betreffend die Genehmigung einer ortsfesten Betriebsstätte nach diesem Gesetz geltend machen, dass sie durch den störenden Lärm des Veranstaltungsbetriebes ungebührlich belästigt werden. Auf Grund solcher zulässiger Einwendungen der Nachbarn hat daher die Behörde die Genehmigung einer ortsfesten Betriebsstätte zu versagen, wenn auch durch Auflagen im Sinne des § 22 Abs. 3 VeranstG die ungebührliche Belästigung der Nachbarn durch störenden Lärm beim Betrieb der Anlage nicht verhindert werden kann.
4. § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG (in der Fassung nach der Änderung) sieht vor, dass die durch den Veranstaltungsbetrieb verursachten Lärmbelästigungen den Nachbarn zumutbar sind. Weil die Rechtsprechung
 dem Begriff der ungebührlichen Belästigung im Wesentlichen keine andere Bedeutung beilegt wie dem im Betriebsanlagengenehmigungsverfahren nach der GewO 1994 verwendeten Begriff der unzumutbaren Belästigung und weil auch nach den Erläuterungen zu § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG (in der Fassung nach der Änderung) damit „nichts anderes als eine im Interesse der Rechtsklarheit liegende terminologische Vereinheitlichung“ bezweckt wird (und „eine inhaltliche Änderung damit nicht verbunden“ ist), obliegt es der Veranstaltungsbehörde auch nach der Änderung des VeranstG im Verfahren über die Genehmigung einer Betriebsstätte festzustellen, ob ein Sachverhalt vorliegt, der dem Tatbestand einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn durch störenden Lärm entspricht. 
5. Allerdings bedarf es im Rahmen der Beurteilung der Zumutbarkeit von Belästigungen der Nachbarn – nach der Änderung des VeranstG – nicht mehr der einzelfallbezogenen Festlegung einer noch zumutbaren Immissionsgrenze (Grenze der zumutbaren Belastung; Beurteilungsmaß). Statt also jenen Lärmpegel – unter Mithilfe eines (lärm)technischen und eines medizinischen Sachverständigen – festzulegen, der bei Zusammenwirkung von Ist-Maß und einem Immissionsanteil der zu genehmigenden Anlage wegen ansonst zu befürchtender unzumutbarer Auswirkungen auf einen gesunden normalen Menschen nicht überschritten werden darf, „sollen Kriterien für die Beurteilung der Zumutbarkeit von Lärmbelästigungen gesetzlich definiert werden“ (Allgemeiner Teil der Erläuterungen).
6. Zwar darf auch weiterhin der aus dem Zusammenwirken des Ist-Maßes und des von der zu genehmigenden Anlage zu erwartenden Beurteilungspegels sich ergebende neue Immissionsstand (sohin das durch die Änderung der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse sich ergebende neue Ist-Maß) das Beurteilungsmaß nicht überschreiten, doch sollen nicht mehr wie bisher in sämtlichen veranstaltungsrechtlichen Bewilligungsverfahren allgemeine Lärmbeurteilungsrichtlinien [hier: die Lärmschutzrichtlinie für Freiluftveranstaltungen des Umweltbundesamtes
 sowie die Ö-NORM S 5021, die ÖAL-Richtlinie Nr. 3 (Blatt 1) und die ÖAL-Richtlinie Nr. 6/18]
 herangezogen werden, sondern für Motorsportanlagen höhere gesetzliche Lärmimmissionswerte (vgl. § 22b Abs. 3 VeranstG) gelten. Anders gewendet: Stand für den Umweltsenat im Spielberg-Bescheid auf Grund der Gutachten der Sachverständigen noch fest, „dass durch Überschreitungen der für den Gesundheitsschutz festgelegten Spitzenpegel im Rennbetrieb, aber auch des energieäquivalenten Dauerschallpegels bei einigen Veranstaltungen bzw. im Zusammenspiel aller geplanten Großveranstaltungen eine Gefährdung der Gesundheit der betroffenen Nachbarn zu gewärtigen ist“,
 so dürfte nach Änderung des VeranstG auf Grund des dann geänderten Maßstabes für die Beurteilung der Zumutbarkeit einer Belästigung der Nachbarn durch Lärm nicht ausgeschlossen sein, dass eine durch den Betrieb von „Spielberg Neu“ bewirkte gesundheitsbeeinflussende Störung der Nachbarschaft durch Lärm als zumutbar qualifiziert wird.
7. Warum nach der Änderung des VeranstG derselbe Sachverhalt rechtlich nicht mehr eine Abweisung des Genehmigungsantrages zur Folge haben könnte, wird nachvollziehbar, wenn einerseits unter Rückgriff auf die Rechtsprechung darauf Bedacht genommen wird, dass Unzumutbarkeit dann gegeben ist, wenn eine Störung durch Lärm für die Nachbarschaft als gesundheitsgefährdend zu qualifizieren ist.
 Zwar müssen nicht nur Gesundheitsgefährdungen, sondern auch unzumutbare Belästigungen vermieden werden, doch können Belästigungen durch entsprechende Auflagen auf ein zumutbares Ausmaß beschränkt werden, sofern dies möglich ist. Das heißt, dass „zumutbare Belästigungen“ von den Nachbarn zu dulden und nicht Gegenstand von Auflagen sind. Dementsprechend legt § 22b Abs. 3 VeranstG nur Lärmimmissionswerte fest, deren Unterschreitung ex lege eine „zumutbare Belästigung“ der Nachbarschaft zur Folge hat (vgl. Punkt V. 36.); Werte für eine Gesundheitsgefährdung fehlen hingegen.
 Obendrein sind die festgelegten Werte höher als die auf Basis der allgemeinen Lärmbeurteilungsrichtlinien vormals maßgebenden Pegelwerte.
8. Andererseits hat gemäß § 22b Abs. 2 VeranstG die Behörde bei Beurteilung der Zumutbarkeit von durch „Spielberg Neu“ verursachten Lärmbelästigungen auch bestimmte Umstände zu berücksichtigen, „die sich auf die Akzeptanz der Geräuschimmission auswirken können“. Die Erläuterungen zu § 22b sprechen hierbei vom Modell der „sozialen Akzeptanz“ und meinen damit, dass „die Toleranzschwelle gegenüber Lärmbelästigungen bei einer Durchschnittsbetrachtung höher sein [wird], wenn die Betroffenen den Betrieb der Anlage wegen des mit ihm verbundenen allgemeinen Nutzens grundsätzlich positiv bewerten“. 

9. Weil die sich auf die soziale Akzeptanz auswirkenden Umstände, insbesondere die demonstrativ aufgezählten Tatbestände in Z. 1 – Z. 5 des § 22b Abs. 2 VeranstG, zwingend im Verfahren zu berücksichtigen sind, wird die Behörde hierauf besonders Bedacht nehmen (können). Das heißt, dass bei der Frage der Zumutbarkeit von Lärmbelästigungen auf Grund der Immissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 leg. cit. nicht nur ein erhöhtes Beurteilungsmaß gilt, sondern auch bestimmte Umstände zum Tragen kommen, die nach dem Willen des Gesetzgebers offenbar derartiges Gewicht haben sollen, dass andere Interessen zurückzustellen sind. Daran vermag auch nicht zu ändern, dass die Umstände gemäß § 22b Abs. 2 VeranstG – insbesondere „volkswirtschaftlicher Nutzen“ (Z. 1), „Bedeutung der Motorsportanlage“ (Z. 2) und „Unvermeidbarkeit von Lärmimmissionen“ (Z. 5) – kaum qualifizierbar und quantifizierbar und damit auch kaum mit konkurrierenden Interessen wie Lärmbelästigungen vergleichbar sind. 
10. Während es sich bei dem Ausmaß, der Art und den Wirkungen von Lärm durch den Betrieb der Anlage um Tatsachenfragen handelt, ist die Frage der „zumutbaren Belästigungen“ ausgehend von § 22b VeranstG als Rechtsfrage zu betrachten, für deren Lösung der Behörde aber zwei unterschiedliche Maßstäbe vorgegeben werden. Zum einen gelten die hohen Lärmimmissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG, die als „zwingende gesetzliche Vorschriften“ anzusehen sind, die der Behörde keinen Spielraum (Ermessen, unbestimmte Gesetzesbegriffe) geben, sondern eine ganz bestimmte Entscheidung verlangen. Zum anderen gelten – einer Auslegung zum Teil kaum zugängliche – „Umstände“ gemäß § 22b Abs. 2 Z. 1 – 5 VeranstG, die der Behörde einen die (wirtschaftlichen) Interessen des Veranstalters zu berücksichtigenden (weiten) Spielraum sichert.
 Folglich kann in der Praxis bei der von der Behörde durchzuführenden Interessenabwägung mit einer Dominanz der für eine Motorsportanlage sprechenden Argumente gerechnet werden, was im Fall des Vorhabens „Spielberg Neu“ (ohne das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der Veranstaltungsbehörde bzw. UVP-Behörde zu präjudizieren) – allein auf Grund der Presseberichte – politisch nicht abwegig erscheint.
11. Verschärft wird diese meines Erachtens rechtsstaatlich bedenkliche Lage noch dadurch, dass die normierten Lärmimmissionswerte (LAeq.16h.anno von 65dB; LAmax von 115 dB und LAeq.24h von 80 dB; LAmax.16h von 19 x 99 dB) weder mit der WHO-Empfehlung übereinstimmen, wonach als lärmhygienische Mindestanforderung an Gebieten mit ständiger Wohnnutzung ein äquivalenter Dauerschallpegel von LAeq 55 dB tags im Freien nicht überschritten werden sollte, noch mit den bisher hierfür maßgebenden allgemeinen Lärmbeurteilungsrichtlinien (vgl. Punkt V. 6.)
12. Unbeschadet der mit der Änderung des VeranstG verbundenen Rechtsfragen sollte im Zusammenhang mit der Synopse, auf die sich die Lärmimmissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG stützen, nicht übersehen werden, dass unter anderem a) diese im Auftrag der Flughafen Frankfurt/Main AG im Jahr 2001 erarbeitet wurde, b) sich die Bewertungsgrenzen auf den mit dem Flugbetrieb verbundenen Lärm beschränken und c) sich aus der Lärmwirkungsforschung noch nicht aufgelöste empirische Unsicherheiten ergeben:
 So heißt es beispielsweise in der achten Begründungserwägung der Richtlinie 2003/10/EG über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm),
 dass „der derzeitige wissenschaftliche Kenntnisstand über etwaige Folgen von Lärm für die Gesundheit und die Sicherheit nicht aus[reicht], um exakte, jegliche Gefährdung der Gesundheit und Sicherheit erfassende Expositionsgrenzen festzulegen, insbesondere hinsichtlich der extraauralen Lärmwirkungen“.
 
13. Weiter dürften die von der Synopse übernommenen „kritischen Toleranzwerte“ – das sind gemäß der Synopse Werte, die eine Gesundheitsgefährdung und/oder -beeinträchtigung nicht mehr ausschließen, und die zu unterschreiten sind bzw. deren Überschreitung zu Maßnahmen der Lärmminderung zwingen – als Lärmimmissionswerte für Motorsportveranstaltungen nicht geeignet sein, weil damit nicht zwischen Tag-, Abend- und Nachtlärmindex unterschieden wird und somit die Werte gemäß § 22b Abs. 3 Z. 2 VeranstG auch während der Nacht anwendbar sind,
 weshalb ein ungestörter Schlaf der Nachbarn nicht gewährleistet ist. Insbesondere der 24-Stunden-Tagesmittelpegel (LAeq.24h) von 80 dB dürfte zu viele Unsicherheiten in der Wirkungsbeurteilung und zu großen Spielraum in der Gestaltung von Motorsportveranstaltungen enthalten.
 
14. Anders als § 22b Abs. 3 Z. 2 VeranstG stellen die Werte der Synopse bezüglich Schlaf auf Maximalpegel ab, zumal die Gewährleistung eines ungestörten Schlafs nicht lediglich von der Intensität des Schalls, sondern auch von der Auftrittshäufigkeit abhängt. Daraus den Schluss zu ziehen, dass der Vermeidung von Schlafstörungen entsprochen werden könnte, wenn die Werte der Synopse zum Schutzziel „Schlaf (innen)“ in § 22b VeranstG übernommen werden, dürfte allerdings nicht ausreichen, weil im Unterschied zu Deutschland
 die Rechtsprechung hierzulande es dem Nachbarn unbenommen lässt, seine Fenster zu öffnen oder zu schließen,
 weshalb gegenüber den kritischen Toleranzwerten der Synopse auch ein Minderungswert (bedingt durch den Wegfall der Dämmwirkung von Fenstern) in Anrechnung zu bringen wäre.
15. Gegen die Eignung der in der Synopse angeführten Werte als Lärmimmissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG spricht auch, dass etwa im Vergleich zu der Dienstanweisung Lärmschutz an Bundesstraßen
 (Immissionsgrenzwerte betragen darin 60 dB für den Tag und 50 dB für die Nacht) der im Gesetz auf das Jahr gemittelte energieäquivalente 16-Stunden-Tagesmittelungspegel (LAeq.16h.anno) 65 dB beträgt; die Erhöhung von 60 dB (Verkehr auf Bundesstraßen) auf 65 dB (Betrieb von Motorsportanlagen) bedeutet aber eine Verdreifachung des Immissionswertes, der den Nachbarn an Bundesstraßen (Autobahnen und Schnellstraßen) zugemutet wird.

16. Ob daher die Synopse eine „geeignete Grundlage“ für eine „dringend erforderliche Setzung materieller Standards durch den Gesetzgeber“ bilden kann,
 ist fraglich. Aber auch bei dem Verweis auf die „Erfahrungen“ mit der TA-Lärm
 in Deutschland, die für die Beurteilung der Unzumutbarkeit von Lärmbelästigungen nach dem VeranstG „nutzbar gemacht“ werden sollen, scheint der Gesetzgeber außer Acht zu lassen, dass die TA-Lärm, die das Ergebnis eines – insbesondere in Bezug auf die „Sonderfallprüfung“ auf Kosten der Umwelt zustande gekommenen – Kompromisses ist, auf (dem Wesen nach) andere Umstände abstellt, als die in § 22b Abs. 2 Z. 1 und 2 VeranstG aufgezählten Umstände. Während sich gemäß Nr. 3.2.2 lit. b TA-Lärm etwa besondere betriebstechnische Erfordernisse, Einschränkungen der zeitlichen Nutzung oder besondere Standortbindung der Anlage auf die Akzeptanz der Geräuschimmission auswirken können, sollen gemäß VeranstG auch der mit dem Anlagenbetrieb verbundene volkswirtschaftliche Nutzen und die regionale und allenfalls traditionelle Bedeutung der Anlage zum Tragen kommen. 

17. Dazu kommt, dass die ergänzende Prüfung im Sonderfall (Nr. 3.2.2 TA-Lärm) in Deutschland nur in Frage kommt, wenn sichergestellt ist, dass die von der Anlage ausgehenden Geräusche keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervorrufen können und hierfür Vorsorge getroffen wird (Nr. 3.1 TA-Lärm). Ferner kommt die „Sonderfallprüfung“ – und damit eine Berücksichtigung der Auswirkungen von Lärm auf die Akzeptanz – gemäß TA-Lärm nur bei Vorliegen besonderer Umstände im Einzelfall, die bei der Regelfallprüfung gemäß Nr. 3.2.1 TA-Lärm keine Berücksichtigung finden, zur Anwendung. Daraus erhellt, dass die „Sonderfallprüfung“ Teil einer – genehmigungsbedürftige Anlagen zum Gegenstand habenden – Regelung (Nr. 3 TA-Lärm) ist, für die auch die übrigen Regelungen der TA-Lärm (z.B. Immissionsrichtwerte, Vorsorgepflicht) gelten, und überdies dadurch bloß die Lärmschutzanforderungen aus § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und § 22 Abs. 1 Satz 1 (deutsches) Bundes-Immissionsschutzgesetz konkretisiert werden. 

18. Demgegenüber greift § 22b Abs. 2 VeranstG aus der (deutschen) Regelung einen (kleinen) Teil – nämlich Nr. 3.2.2 lit. b TA-Lärm – heraus, ergänzt diesen insbesondere um „volkswirtschaftlichen Nutzen“ und „Bedeutung der Motorsportanlage“ und subsumiert dies als die „Akzeptanz“ begründenden Umstände unter die Frage der Zumutbarkeit von Belästigungen der Nachbarn im Sinne des § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG. Damit werden meines Erachtens nicht nur die Voraussetzungen für die „Sonderfallprüfung“ gemäß TA-Lärm übergangen, sprich die Auswirkungen auf die Akzeptanz gemäß Nr. 3.2.2 lit. b TA-Lärm aus dem Zusammenhang gerissen, sondern auch die gemäß § 36 Abs. 2 VeranstG geschützten Interessen der Nachbarn (Vermeidung von belästigenden Einwirkungen wie störendem Lärm) unterlaufen, indem diese durch entgegenstehende (wirtschaftliche) Interessen (§ 22b Abs. 2 Z. 1 und 2 VeranstG) vereinnahmt werden und dadurch der Sinn und Zweck einer Interessenabwägung verloren zu gehen droht (vgl. auch Punkt V. 70.). 

19. Statt – wie in der TA-Lärm – die von der Einstellung zur Geräuschquelle und von der Vermeidung abhängige „Akzeptanzbereitschaft“ der Betroffenen in Betracht zu ziehen und zu bewerten, wird gemäß § 22b Abs. 2 Z. 1 und 2 VeranstG eher die „Duldungsbereitschaft“ der Nachbarn (heraus-)gefordert. Und statt hierbei – wie in der TA-Lärm – auch subjektiv-individuelle Faktoren wie Gesundheitszustand des Betroffenen, Gewöhnung, Einstellung zum Geräuscherzeuger und die Art der Tätigkeit während der Geräuscheinwirkung in die Bewertung einfließen zu lassen,
 wird von einem „gesunden, normal empfindenden Menschen“ bei der Beurteilung gemäß § 22b Abs. 2 VeranstG ausgegangen.

20. Unklar ist auch, warum sich § 22b VeranstG – entgegen der TA-Lärm – auf die Auswirkungen von durch den Betrieb der Motorsportanlage verursachten Lärm beschränkt: In der Praxis dürfte im Fall von „Spielberg Neu“ etwa der An- und Abfahrtverkehr sowie das Parken der Besucher und Nutzer der Anlage eine erhebliche Rolle spielen. Unberücksichtigt scheint zudem eine – insbesondere auf Grund des Militärflugplatzes Zeltweg wohl nicht zu unterschätzende – Gesamtlärmbetrachtung, was zumindest als Widerspruch zu den Anforderungen des BVG über den umfassenden Umweltschutz,
 der Alpenkonvention
 und des Steiermärkischen Naturschutzgesetzes
 angesehen werden kann.

Ad Punkt IV.1. 
21. Ausgangspunkt für die Frage nach der Vereinbarkeit der Änderung des VeranstG mit den Grundrechten ist das rechtliche Verfahren, in dem die §§ 20 – 22 und 22b VeranstG anzuwenden sind. In dem Genehmigungsverfahren, in dem die von Lärm der Motorsportanlage betroffenen Nachbarn Parteien sind, hat die Behörde eine Interessenabwägung vorzunehmen. Dies bedeutet, dass die Behörde nachvollziehbar feststellen muss, a) die Tatsachen, von denen Art und Ausmaß der verletzten Interessen im Sinne des § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b i.V.m. § 22b Abs. 3 VeranstG abhängen, b) die Auswirkungen des Vorhabens, in denen eine Verletzung dieser Interessen zu erblicken ist, und c) jene Tatsachen, die im Sinne des § 22b Abs. 2 VeranstG das anderweitige Interesse ausmachen, dessen Verwirklichung die beantragte Genehmigung der Betriebsstätte dienen soll. 
22. Im Zusammenhang mit einem auf die Interessenabwägung gestützten Genehmigungsbescheid stellt sich – aus der Sicht der Betroffenen – die Frage, ob die Änderung des VeranstG ein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht verletzt.
 Hierbei geht es insbesondere darum, zu prüfen, ob (ein Teil des) § 22b VeranstG das verfassungsrechtlich gewährleistete Recht auf Unversehrtheit des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 des 1. ZPEMRK) verletzt bzw. gegen den Gleichheitssatz verstößt. Offen ist auch, ob der Gesetzgeber mit der Änderung des VeranstG seinen Gestaltungsspielraum gegenüber dem Schutz des Lebens (Art. 2 EMRK) oder dem Recht auf Achtung der Wohnung (Art. 8 EMRK) überspannt.
Zur Unvereinbarkeit des § 22b VeranstG mit dem Grundrecht auf Eigentum

23. Art. 5 StGG lautet: „Das Eigentum ist unverletzlich. Eine Enteignung gegen den Willen des Eigentümers kann nur in den Fällen und in der Art eintreten, welche das Gesetz bestimmt.“ Nach der ständigen Rechtsprechung des VfGH gilt der erste Satz des Art. 5 StGG ebenso für Eigentumsbeschränkungen, auf die sich allerdings auch der im zweiten Satz des zitierten Artikels festgelegte Gesetzesvorbehalt erstreckt: Der Gesetzgeber kann daher verfassungsrechtlich einwandfreie Eigentumsbeschränkungen verfügen, sofern er dadurch nicht den Wesensgehalt des Grundrechtes der Unverletzlichkeit des Eigentums berührt oder in anderer Weise gegen einen auch ihn bindenden Verfassungsgrundsatz verstößt.
24. Auf dem Boden dieser einleitend dargelegten Rechtsauffassung zu Art. 5 StGG ergibt sich für die Änderung des VeranstG, dass damit eine Eigentumsbeschränkung einhergehen kann, wenn etwa im Fall der Genehmigung von „Spielberg Neu“ als Betriebsstätte die (wirtschaftliche) Nutzung benachbarter Liegenschaften eingeschränkt oder unmöglich gemacht wird. Zwar würde der durch den Betrieb der Anlage verursachte Lärm (im Gegensatz zu unmittelbaren Einwirkungen durch Luftschadstoffe) bloß mittelbar auf benachbarte Liegenschaften wirken, und zwar durch die Störungen und Beeinträchtigungen der dort lebenden Menschen – aber dies kann auf Grund des durch § 22b VeranstG bedingten Ausmaßes Beeinträchtigungen der Nutzbarkeit von Liegenschaften zu Wohnzwecken, aber auch Beeinträchtigungen bei der Weitergabe des Liegenschaftseigentums im Wege der Vermietung, Verpachtung oder Veräußerung bewirken.
25. Für Eigentumsbeschränkungen („Regelung[en] der Benutzung des Eigentums“) legt Abs. 2 des Art. 1 des 1. ZPEMRK fest, dass die Bestimmungen des Absatzes 1 dieser Norm „in keiner Weise das Recht des Staates (beeinträchtigen), diejenigen Gesetze anzuwenden, die er [der Staat] für die Regelung der Benutzung des Eigentums in Übereinstimmung mit dem Allgemeininteresse ... für erforderlich hält.“ In diesem Sinne müssen auch Eigentumsbeschränkungen im „Allgemeininteresse“ liegen:
 Folglich ist zu fragen, ob die sich durch die Änderung des VeranstG manifestierende rechtspolitische Intention zeigt, dass die mit dem Betrieb von „Spielberg Neu“ verbundenen Eigentumsbeschränkungen für die Nachbarn einem „Allgemeininteresse“ entsprechen, wie es Art. 1 Abs. 2 des 1. ZPEMRK im Auge hat und fordert – oder: ob der Landesgesetzgeber mit § 22b VeranstG den ihm zur Verfügung stehenden Gestaltungsspielraum überschreitet, weil ausgehend vom Ist-Zustand und bei Berücksichtigung der mit „Spielberg Neu“ hinzukommenden Belastungen für Umwelt und Gesundheit ein begründetes öffentliches Interesse daran nicht auszumachen ist.
26. Der Beantwortung der Frage einer Zulässigkeit der mit § 22b VeranstG verbundenen Eigentumsbeschränkung aus Gründen des öffentlichen Wohles ist vorauszuschicken, dass der VfGH bereits Nachtfahrverbote aufgrund der Notwendigkeit des Schutzes der Bevölkerung vor Lärmbelästigung als im überwiegenden öffentlichen Interesse anerkannte; dies auch im Hinblick auf das B-VG über den umfassenden Umweltschutz.
 Weiter ist in Erinnerung zu rufen, dass nicht nur der EuGH,
 sondern auch der VfGH den Erwägungen des Umwelt- und Gesundheitsschutzes grundsätzlich Vorrang vor wirtschaftlichen Erwägungen einräumt.
 Übertragen auf § 22b VeranstG heißt das meines Erachtens, dass Auswirkungen auf öffentliche Interessen wie Gesundheits- und Umweltschutz allfälligen wirtschaftlichen Interessen vorzugehen haben und bereits daher der mit der Änderung des VeranstG bewirkte Eigentumseingriff im Fall von „Spielberg Neu“ nicht im öffentlichen Interesse liegt.
27. Die Änderung des VeranstG könnte auch deshalb mit der Verfassung in Widerspruch geraten, weil sie eine Schmälerung des Eigentums der Nachbarn zu einem Zwecke zulassen würde, der nicht dem öffentlichen Wohle, sondern in Wahrheit nur dem wirtschaftlichen Interesse eines einzelnen – nämlich des Betreibers der Motorsportanlage – entspricht. Eine Auslegung des § 22b VeranstG, die eine Genehmigung einer Betriebsstätte lediglich im „Interesse eines einzelnen“ und damit zu Lasten des verfassungsgesetzlich geschützten Eigentumsrechtes anderer zulässt, widerspricht aber dem Eigentumsrecht gemäß Art. 5 StGG und Art. 1 Abs. 1 des 1. ZPEMRK. Daran vermag auch nicht ein mit der Anlage angeblich verbundener volkswirtschaftlicher Nutzen (§ 22b Abs. 2 Z. 1 VeranstG) etwas zu ändern, weil ein dadurch zum Ausdruck kommender (wohl nur prognostizierbarer) wirtschaftlicher Vorteil als solcher vom verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz nicht erfasst ist.
28. Aber selbst wenn ein (volks-)wirtschaftlicher Nutzen von „Spielberg Neu“ als Gemeinwohl in Anschlag gebracht werden könnte, wäre dieser nicht von existenzieller Bedeutung und somit auch nicht volkswirtschaftlich unverzichtbar.
 Ob die Änderung des VeranstG im Übrigen wirtschaftpolitisch erwünscht oder unerwünscht ist, kann vom Standpunkt des Verfassungsrechts dahin gestellt bleiben. Ebenso kommt es im Hinblick auf den Schutz des Eigentums nicht darauf an, ob der Motorsportanlage eine „regionale“ oder „traditionelle Bedeutung“ beigemessen werden kann – entscheidend ist meines Erachtens vielmehr, dass auf Grund der hohen Lärmimmissionswerte (§ 22b Abs. 3 VeranstG) und der für die vorzunehmende Interessenabwägung prägenden Umstände (§ 22b Abs. 2 leg. cit.) die Behörde über das Wohl der Allgemeinheit in einer dem Art. 5 StGG abträglichen Weise im Rahmen der Genehmigung befinden kann. Weil § 22b VeranstG die schutzwürdigen Interessen der Nachbarn nach Ruhe und Erholung
 und dem im Allgemeininteresse liegenden Schutz der Umwelt gegenüber den Interessen des Veranstalters bei Motorsportanlagen unverhältnismäßig zurückdrängt, indem Pegelwerte festgelegt werden, die selbst von der Synopse als gesundheitsgefährdend und/oder -beeinträchtigend eingestuft sind, und keine Umstände angeführt werden, die gegen die Eignung der Anlage sprechen könnten, dürfte die Änderung des VeranstG nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Eigentums genügen.
29. Sollte dagegen eingewendet werden, dass der Landesgesetzgeber mit der Änderung des VeranstG lediglich den wirtschaftspolitischen Gestaltungsspielraum ausschöpfe und hierbei auch einen Interessenausgleich gewährleiste, weil eine Überschreitung der Lärmimmissionswerte „keinesfalls“ zulässig sei, und die Realisierung von „Spielberg Neu“ die strukturschwache Region stärke, weshalb rechtspolitisch § 22b VeranstG erforderlich sei, so kann dem über das zuvor Gesagte hinaus entgegen gehalten werden, dass sowohl das BVG über den umfassenden Umweltschutz als auch die Art. 2 und 8 EMRK hochrangige Gemeinwohlbelange betreffen (vgl. Punkte V. 40. ff.), die den Schutz des Eigentums der Nachbarn verstärken und das Interesse an Motorsportveranstaltungen, welche im Sinne des § 1 Abs. 1 VeranstG der Unterhaltung bzw. dem Vergnügen dienen, überwiegen. Dem Einwand, dass „Spielberg Neu“ eine im öffentlichen Interesse gelegene Strukturverbesserung sei, dürfte überdies auch erwidert werden können, dass – selbst wenn insofern § 22b Abs. 2 Z. 1 VeranstG Gemeinwohlcharakter hätte, dem das Eigentum gemäß Art. 5 Satz 2 StGG verpflichte wäre – dadurch nicht jeder beliebige Eingriff in das Liegenschaftseigentum gerechtfertigt werden kann. Da auch Eingriffe, die an sich sachlich gerechtfertigt sind, nicht Eingriffe in bestehende Rechte jedweder Art in jedweder Intensität sachlich begründen können, der Gesetzgeber, selbst wenn er legitime öffentliche Interessen verfolgt, an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden ist, besteht die Verpflichtung, eine Abwägung zwischen dem Ausmaß des Eingriffs in bestehende Rechte und dem Gewicht der öffentlichen Interessen, welche die Einschränkung erzwingt, vorzunehmen. Im Fall von „Spielberg Neu“ heißt das meines Erachtens, dass § 22b VeranstG – verfassungskonform interpretiert – (wirtschaftlichen) Interessen des Veranstalters (unbeschadet einer allfälligen volkswirtschaftlichen „Reflexwirkung“) gegenüber den dem Wohl der Allgemeinheit dienenden Interessen nur eine Absage erteilen kann. 
30. Würde eine Genehmigung von „Spielberg Neu“ auf § 22b VeranstG gestützt werden, so wäre damit meines Erachtens kein verfassungskonformer Eingriff in das Eigentumsrecht der Nachbarn gegeben, weil weder ein öffentliches Interesse an dem Eingriff noch die Verhältnismäßigkeit des Eingriffs vorliegt. Folglich dürfte die Behörde gehalten sein, die aufgezeigten höherwertigen Interessen der Nachbarn mit denen des Veranstalters durch Abweisung des Genehmigungsantrages (und damit entgegen § 22b VeranstG) in einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhältnis zu bringen, will sie nicht eine Aufhebung des Genehmigungsbescheides durch den VfGH riskieren. Hierbei wird sie vermutlich nicht umhin kommen, bei der Interessenabwägung die tatsächlichen örtlichen Verhältnisse zu berücksichtigen und damit auf Grund des seit dem Jahr 2003 offenbar eingestellten Betriebes in Spielberg (auf dem so genannten „Österreich-Ring“) die Liegenschaften der Nachbarn schutzwürdiger als vor dem Jahr 2003 zu qualifizieren, weil die Lärmbelastungen seither geringer sind.
Zum Verstoß des § 22b VeranstG gegen den Gleichheitsgrundsatz
31. Aus der Sicht des Gleichheitssatzes bezieht sich der VfGH häufig auf die in der Natur der zu regelnden Materie liegenden Grenzen, also auf die mit ihrem Wesen verbundenen Sachgesetzmäßigkeiten und auf die sich hieraus ergebenden Grenzen der Einwirkung auf den Regelungsgegenstand. Der Gesetzgeber ist bei Erlassung einer Regelung, die eine rechtliche Ungleichbehandlung bewirkt, an das aus dem Gleichheitsgrundsatz abzuleitende Sachlichkeitsgebot gebunden. Dies bedeutet, dass eine solche Regelung auf einem vernünftigen Grund beruhen muss und auch sonst sachlich gerechtfertigt, das heißt verhältnismäßig zu sein hat.
32. Ganz allgemein verbietet der Gleichheitsgrundsatz (Art. 7 B-VG) dem Gesetzgeber Ungleiches gleich und Gleiches ungleich zu behandeln, bzw. sachlich nicht gerechtfertigte Differenzierungen vorzunehmen. Der Gleichheitssatz gebietet daher, Regelungen auf dem Gebiet des Veranstaltungswesens auf eine Art und Weise vorzunehmen, dass sie mit anderen – einschlägigen – Wertentscheidungen des Gesetzgebers konform gehen. Übertragen auf das VeranstG ist Grundanforderung des Sachlichkeitsgebots, dass auch die besonderen Bestimmungen für Motorsportanlagen an sich und in sich sachlich gerechtfertigt sein müssen.
33. Bevor geprüft wird, ob die Änderung des VeranstG dem Gleichheitsgrundsatz widerspricht, ist festzuhalten, dass aus den Erläuterungen zu § 22b nur hervorgeht, dass „die sachliche Rechtfertigung dafür, dass dieses Modell [Anmerkung: gemeint das Modell der ‛sozialen Akzeptanz‛ gemäß § 22b Abs. 2] auf Motorsportanlagen eingeschränkt werden soll, darin liegt, dass solche Anlagen in der Regel dauerhaft betrieben werden und besonderen betriebstechnischen Erfordernissen unterliegen, die eine Vermeidung von Lärmentwicklungen durch technische Maßnahmen, wie z.B. Schallschutzwände, nur eingeschränkt zulassen.“ Hingegen kann der Änderung des VeranstG samt Erläuterungen nicht entnommen werden, worin die sachliche Rechtfertigung für die Übernahme von zusammenhanglosen „kritischen Toleranzwerten“ der Synopse als Lärmimmissionswerte in § 22b Abs. 3 VeranstG liegt. 

34. Mangels hinreichender sachlicher Gründe für die Lärmimmissionswerte (vgl. Punkte V. 13. ff.) könnte § 22b VeranstG gegen den Gleichheitssatz verstoßen, weil durch diese Vorschrift in sachlich nicht gerechtfertigter Weise den Nachbarn von Motorsportanlagen gegenüber den Nachbarn von anderen genehmigungsbedürftigen Betriebsstätten im Sinne des § 20 VeranstG eine wesentlich höhere – nämlich an der Grenze der Gesundheitsgefährdung und/oder -beeinträchtigung gelegene – Belästigung durch Lärm zugemutet wird. Die dagegen angeführte „sachliche Rechtfertigung“ in den Erläuterungen (vgl. Punkt V. 33.) ist meines Erachtens nicht überzeugend, weil zum einen ein dauerhafter Betrieb nicht zwingend ist (und bei Motorsportanlagen dem Wesen einer Betriebsstätte im Sinne des VeranstG auch nicht entsprechen dürfte), und zum anderen technische Maßnahmen zur Vermeidung von Belästigungen, die vor Geltung des § 22b leg. cit. unzumutbar (und daher zu vermeiden) waren, als Auflagen möglich und zumutbar sein müssten. 
35. Auch dürfte es dem Gleichheitssatz widersprechen, wenn der Gesetzgeber im „Normalfall“ (emissionsschwächere) Betriebsstätten gemäß § 20 – 22 VeranstG (analog § 74 GewO 1994) nur genehmigen lässt, wenn Gefährdungen (im Sinne des § 74 Abs. 2 Z. 1 leg. cit.) vermieden und Belästigungen, Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen (im Sinne des § 74 Abs. 2 Z. 2 – Z. 5 GewO 1994) auf ein zumutbares Maß beschränkt werden, gleichwohl gemäß § 22b VeranstG bei Genehmigung von (emissionsstarken) Motorsportanlagen die bloße Feststellung der Übereinstimmung der ermittelten Werte mit den hohen Lärmimmissionswerten gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG durch die Behörde als genehmigungsbegründende Zumutbarkeit gilt, ohne dass die Möglichkeit von Gefährdungen und Immissionen im Einzelfall unterhalb der Lärmimmissionswerte in dem Verfahren überhaupt überprüft wird.
 Selbst wenn der Gesetzgeber „materielle Standards“ – unabhängig welches Anlasses wegen – für „dringend erforderlich“ hält, kann damit keine zureichende sachliche Rechtfertigung einher gehen, dass ausgerechnet jene Betriebsstätten, die am meisten Lärm verursachen, lediglich auf Grund einer festgestellten (abstrakten) rechnerischen Übereinstimmung als geeignet gelten; noch dazu, wenn sich die für die Festsetzung der hohen Immissionswerte herangezogene Synopse als Grundlage ungeeignet erweist (vgl. Punkte V. 12. ff.).
36. Darüber hinaus könnte eine Benachteiligung der von Motorsportanlagen betroffenen Nachbarn darin liegen, dass es nach den Erläuterungen zu § 22b VeranstG „praktisch nur schwer möglich [wäre], dass die Behörde zur Vermeidung unzumutbarer Lärmbelästigungen im Wege der Vorschreibung von Auflagen dem Veranstalter ein Betriebskonzept vorgibt, in dem sie beispielsweise die Veranstaltungstage, die Betriebsarten und die Betriebszeiten festlegt“, weshalb „Abs. 4 und 5 eine Verpflichtung [normieren], bestimmte Unterlagen vorzulegen, die der Behörde eine Beurteilung ermöglichen sollen, ob nach dem Betriebskonzept unzumutbare Lärmbelästigungen vermieden werden“.
 Meines Erachtens wird damit – das heißt auf Grund von § 22b Abs. 4 (i.V.m. § 22b Abs. 3 und § 22 Abs. 3 und 4 VeranstG) – eine Rechtslage geschaffen, die eine Verpflichtung der Behörde zur Vorschreibung von Auflagen zum Schutz der Nachbarn aufhebt, weil diese ja nach der Rechtsprechung nur dann besteht, wenn es gilt, unzumutbare Belästigungen zu vermeiden (vgl. Punkt V. 7.), unzumutbare Belästigungen sich aber im Fall von Motorsportanlagen – auf Grund der hohen Lärmimmissionswerte – mit Gesundheitsgefährdungen decken. Der im „Normalfall“ bestehende Unterschied zwischen zumutbaren und unzumutbaren Belästigungen sowie Gesundheitsgefährdungen geht somit bei der vermutlich lärmintensivsten Betriebsstättenart (Motorsportanlagen) verloren; und die Vorschreibung von Auflagen hängt nicht etwa von der durch Lärm verursachten Änderung der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse ab, sondern bloß von gesetzlichen Lärmimmissionswerten, die aber bei Unterschreitung keine – weil zumutbar – und bei Überschreitung auch keine – weil gesundheitsgefährdend (und damit auch nicht durch Auflagen vermeidbar) – Auflagen erfordern.
37. Bemerkenswert im Zusammenhang mit dem Gleichheitssatz ist auch der Anlass der Änderung des VeranstG: Nach dem Vorblatt und dem Allgemeinen Teil der Erläuterungen wird auf Grund der Rechtsprechung des VwGH (vgl. Punkt V. 4.) eine Rechtsvereinheitlichung bezweckt, da der Begriff der „ungebührlichen Belästigung“ in § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG dem Begriff der „unzumutbaren Belästigung“ in der GewO 1994 entspricht. Obwohl die Erläuterungen zu § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG hervorheben, dass damit keine materielle Änderung verbunden ist – was heißt, dass die „Zumutbarkeit“ gemäß § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. b VeranstG im Wesentlichen keine andere Bedeutung hat als der nach der GewO 1994 verwendete Begriff und somit auch weiterhin die Rechtsprechung des VwGH zur Frage der Zumutbarkeit gemäß der GewO 1994 anwendbar ist –, kommt es durch § 22b Abs. 2 und 3 VeranstG zu einer wesentlichen materiellen Änderung der Rechtslage. Durch die dadurch zu Tage tretende Inkonsistenz – (formell) einheitliche Begriffe und (materiell) uneinheitliche Bedeutung – dürfte die Änderung des VeranstG in verfassungsrechtlichen Kategorien gleichheitswidrig sein. 
38. Es ist weder von der Sache her begründet, noch im öffentlichen Interesse erforderlich, dass zur Realisierung von „Spielberg Neu“ von einer bisher bewährten und von der Rechtsprechung bestätigten Praxis abgewichen wird. Die gebotene Berücksichtigung von Umständen, die nicht bestimmbar sind (§ 22b Abs. 2 Z. 1, 2 und 5 VeranstG), und die Festlegung von Lärmimmissionswerten, die unabhängig von den tatsächlichen örtlichen Verhältnissen die Zumutbarkeit bestimmen, macht meines Erachtens die Änderung des VeranstG unsachlich und willkürlich. Unsachlichkeit oder Willkür läge nur dann nicht vor, wenn die Änderung des VeranstG entweder eine formelle und materielle Vereinheitlichung mit der GewO 1994 begründet [oder allenfalls wenn der Gesetzgeber auf Basis der bisherigen Praxis – das heißt gestützt auf die allgemeinen Lärmbekämpfungsrichtlinien (vgl. Punkt V. 6.) – eine der Spezifika von Motorsportanlagen als Schallquelle im ausgewogenen Verhältnis zu betroffenen Nachbarn Rechnung tragende Regelung trifft].
Zur Verletzung der Art. 2 und 8 EMRK durch § 22b VeanstG

39. Grundrechtliche Güter wie das Leben hat der Staat – insbesondere der Gesetzgeber – vor Eingriffen Dritter zu schützen. Nach Rechtsprechung und Lehre hat sich der Gesetzgeber schützend vor das Leben zu stellen, wobei sich diese Schutzpflicht auch und gerade auf die Gefährdungen des Lebens erstreckt. Art und Umfang des Schutzes des Lebens vor Gefährdungen (hier durch Lärm) im Einzelnen zu bestimmen, ist Aufgabe des Gesetzgebers. Die Vorkehrungen, die der Gesetzgeber trifft, müssen für einen angemessenen und wirksamen Schutz ausreichend sein und zudem auf sorgfältigen Tatsachenermittlungen und vertretbaren Einschätzungen beruhen.
 
40. Die Beantwortung der Frage, ob der durch den Betrieb von „Spielberg Neu“ verursachte Lärm (auf Dauer) lebensbedrohend sein kann, weil sich zum Beispiel das Herzinfarktrisiko erhöht, bleibt dem medizinischen Sachverständigen vorbehalten. Bejaht der Sachverständige diese Frage, so könnte die Schutzpflicht (vgl. Punkt V. 39.) verfassungsrechtlich greifbar werden, weil der Gesetzgeber durch § 22b Abs. 3 VeranstG ein bestehendes Schutzniveau (vgl. Punkt V. 6.) drastisch absenkt und damit einen Eingriff in das Recht auf Leben verursacht. Um der Schutzpflicht nachzukommen, hätte meines Erachtens der Gesetzgeber bei der Änderung des VeranstG zumindest die Erfahrungen der bisherigen Praxis mit den allgemeinen Lärmschutzrichtlinien zu bewerten und hieran seine Änderung auszurichten gehabt.
41. Was die Achtung der Wohnung (Art. 8 EMRK) anlangt, erfasst dieses Recht alle Räumlichkeiten des privaten Lebensbereiches; ebenso einen Zweitwohnsitz und einen eingezäunten Garten, nicht jedoch öffentlich zugängliche Räume, Betriebsräume und Büros. Nach der Rechtsprechung des EGMR ist der Schutzbereich des Grundrechts auf Achtung der Wohnung weit auszulegen. Auch gravierende Immissionen (wie Fluglärm) können solche (störenden) Eingriffe darstellen.
 Ferner kann eine schwere Umweltbeeinträchtigung das Wohlbefinden von Personen beeinträchtigen und sie in einer Weise am Genuss des Wohnens hindern, dass ihr Privat- und Familienleben beeinträchtigt wird, auch wenn ihre Gesundheit nicht ernstlich gefährdet ist.
 
42. Auf der Grundlage dieser Rechtsprechung verstößt § 22b VeranstG gegen Art. 8 EMRK, weil die Qualität des Privatlebens der Nachbarn durch den Betrieb von Motorsportanlagen wie „Spielberg Neu“ beeinträchtigt wird. Zudem dürfte der Landesgesetzgeber mit der Änderung des VeranstG auch in Bezug auf Art. 8 EMRK seine Pflicht verletzen, vernünftige und angemessene Maßnahmen zum Schutz der Betroffenen zu treffen (vgl. Punkte V. 28. ff. und V. 34. ff.). Schließlich scheint der Landesgesetzgeber zu verkennen, dass – wie der EGMR sagt – „im besonders sensitiven Feld des Umweltschutzes die reine Bezugnahme auf das wirtschaftliche Wohlergehen des Landes nicht ausreichend [ist], um die Rechte Anderer aufzuwiegen“. Meines Erachtens wäre daher (und im Lichte der Rechtsprechung zu Art. 8 EMRK) der Landesgesetzgeber gefordert, soweit wie möglich die Eingriffe in die Rechte der Betroffenen zu minimieren, indem er alternative Lösungen zu finden sucht und allgemein versucht, seine Ziele in der am wenigsten belastenden Weise für die Menschenrechte zu verwirklichen. 
Ad Punkt IV.2.

43. Die Frage nach der Vereinbarkeit der Änderung des VeranstG mit dem BVG über den umfassenden Umweltschutz ist untrennbar mit der Frage der grundrechtlichen Vereinbarkeit (vgl. Punkte V.29. f.) verknüpft. Dem BVG über den umfassenden Umweltschutz (im Folgenden: BVG) selbst kann lediglich die Verpflichtung des Gesetzgebers entnommen werden, Kriterien des Umweltschutzes in die der Verwaltung obliegenden Entscheidungsdeterminanten einfließen zu lassen;
 ein subjektives (einklagbares) Recht kann aus dem BVG nicht hergeleitet werden. Gleichwohl können sich im Zusammenhang mit den Grundrechten konkrete subjektive Rechte auf Abwehr- oder Schutzmaßnahmen ergeben (bzw. kann das BVG – aus der Sicht des Veranstalters – grundrechtsbeschränkende Wirkung haben).
44. Gemäß § 1 BVG bekennen sich Bund, Länder und Gemeinden zum umfassenden Umweltschutz, worunter die Bewahrung der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen vor schädlichen Einwirkungen zu verstehen ist.
 Das BVG verpflichtet das Land ohne Einschränkung des zeitlichen Anwendungsbereiches – somit fortdauernd bzw. nachhaltig – zum umfassenden Umweltschutz. Der Landesgesetzgeber hat Eingriffe in die Umwelt zu unterlassen, soweit diese die Lebensgrundlage des Menschen verschlechtern. Mit den hierfür u.a. geforderten „Maßnahmen zur Vermeidung von Störungen durch Lärm“ (§ 1 Abs. 2 BVG) soll insbesondere der Entstehung von Umweltbelastungen umfassend vorgebeugt werden. Insofern geht der durch das BVG verbürgte Schutz über die grundrechtlich ohnehin gebotene Gefahrenabwehr hinaus. Auf Grund der Bezugnahme auf Lärm in § 1 Abs. 2 BVG erstreckt sich der sachliche Anwendungsbereich über die (natürliche) Umwelt hinweg auf die menschliche Gesundheit.
45. Offenkundig ist, dass vor dem Hintergrund der Bedeutung des BVG (vgl. Punkt V. 44.) die Änderung des VeranstG nicht eine „Maßnahmen zur Vermeidung von Störungen durch Lärm“ ist. § 22b VeranstG dient meines Erachtens auch nicht der Erreichung der Ziele des BVG – im Gegenteil: in dem der Gesetzgeber aus der Synopse die höchsten für Fluglärm in Deutschland vorgeschlagenen Werte ohne Rücksicht auf die bisherige Praxis bei Motorsportveranstaltungen hierzulande übernimmt (obwohl insbesondere in Bezug auf „Spielberg Alt“
 verlässliche – weil von der Rechtsprechung anerkannte – Pegelwerte verfügbar sind), setzt er sich über die vom BVG als Mittel zur Erreichung des Umweltschutzes vorgesehenen „Maßnahmen“ hinweg, ohne dass dies im öffentlichen Interesse zwingend erforderlich wäre. Das BVG verpflichtet den Landesgesetzgeber zwar nicht, in welcher Weise zu welchem Zeitpunkt er das Bekenntnis durch Gesetz erfüllt, lässt insofern die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers unberührt – macht er allerdings von seiner Gestaltungsfreiheit durch Gesetz Gebrauch, kommt das BVG (i.V.m. den Grundrechten) zum Tragen. Dabei – und damit für die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit der Änderung des VeranstG – kommt es nicht darauf an, ob der Gesetzgeber sämtliche Auswirkungen des § 22b VeranstG gewollt und bedacht hat, sondern darauf, welchen Inhalt das Gesetz bei objektiver Betrachtung hat (vgl. Punkte V. 1. ff.) und ob es bei diesem Inhalt vor der Verfassung bestehen kann. 
46. Meines Erachtens liegt auch eine unverhältnismäßige Benachteiligung der Nachbarn von Motorsportanlagen gemäß § 22b VeranstG vor, weil der Gesetzgeber mit der Berücksichtung der „Akzeptanz“ bei der Interessenabwägung und der Vorgabe hoher Lärmimmissionswerte selbst eine Gesundheitsgefährdung der Nachbarn in Kauf nimmt, sodass die Regelung im Widerspruch zum BVG steht. Allein der Umstand, dass für Motorsportanlagen die gesetzlichen Immissionswerte ohne individuelle Prüfung der durch die Lärmentwicklung von der betreffenden Anlage ausgehenden Gefährdungen und Belästigungen gelten, genügt, die Annahme zu begründen, der Gesetzgeber hat für den Betrieb von Motorsportanlagen keinen sinnvollen Ausgleich zwischen den durch das BVG verfassungsrechtlich geschützten Interessen des durch die Lärmerregung von derartigen Anlagen beeinträchtigten Personenkreises einerseits mit der ebenfalls verfassungsgesetzlich geschützten Erwerbsfreiheit des Betreibers/Veranstalter andererseits angestrebt. 
47. Dass das Bekenntnis zum umfassenden Umweltschutz durch die Änderung des VeranstG missachtet werden dürfte (vgl. Punkt V. 44.), fällt zumindest im Fall von „Spielberg Neu“ umso mehr ins Gewicht, wenn – wie aus Presseberichten
 zu entnehmen ist – das Land Steiermark das Vorhaben auch noch durch Zuschüsse fördert. Sollte etwa tatsächlich die am 22. Juni 2004 vom Landtag beschlossene Förderung in der Höhe von bis zu 15 Prozent der Investitionssumme (von angeblich 700 Millionen Euro) mit einer Deckelung von 90 Millionen Euro aufrecht sein, so würde das Land mit der Änderung des VeranstG (zwecks Realisierung von „Spielberg Neu“) die Inanspruchnahme von durch das BVG geschützten Gütern subventionieren. Mit anderen Worten: Im Fall finanzieller Unterstützung von „Spielberg Neu“ wiegt der Verstoß gegen das BVG noch schwerer, weil dann das Land durch die Änderung des VeranstG nicht nur Umweltbeeinträchtigungen zulässt, sondern die damit verbundenen Folgekosten (z.B. Gesundheitsschäden durch Lärm und Luftverschmutzung) – statt dem Betreiber/Veranstalter anzulasten – auch noch dem Steuerzahler oder den Betroffenen aufbürdet. Meines Erachtens kann daher keinesfalls der Vorwurf erhoben werden, eine Unterlassung der Änderung des VeranstG, und damit ein Schutz vor mit dem Betrieb von Motorsportanlagen verbundenen Lärm, liegt nicht im öffentlichen Interesse. 
Ad Punkt IV. 3.

48. Die Frage, ob die Änderung des VeranstG die verfassungsrechtlich gebotene Interessenabwägung zulässt, oder ob damit der Gestaltungsspielraum des Landesgesetzgebers angesichts der notwendigen Vermeidung eines Unterlaufens der Kompetenzausübung des Bundes auf dem Gebiet des Betriebsanlagenrechts überschritten wird, setzt eine Klärung der Gesetzgebungskompetenz zur Genehmigung von Motorsportanlagen voraus. Mithin ist zunächst zu klären, ob Motorsportanlagen auf Grund der Generalkompetenz des Art. 15 Abs. 1 B-VG in die Kompetenz der Länder fallen oder eine Angelegenheit ist, die ausdrücklich in die Zuständigkeit des Bundes verwiesen ist. Im Fall von Motorsportanlagen kommen hierbei insbesondere der Kompetenztatbestand des Bundes betreffend „Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie“ (Art. 10 Abs. 1 Z. 8 B-VG) und die Landeskompetenz im Veranstaltungswesen gemäß Art. 15 Abs. 1 i.V.m. der konkreten tatbestandlichen Formulierung in Art. 15 Abs. 3 B-VG („Angelegenheiten des Theater- und Kinowesens sowie der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen“) in Frage.
49. Auf dem ersten Blick könnten Motorsportanlagen kompetenzrechtlich unter das Veranstaltungswesen im Sinne des Art. 15 B-VG subsumiert werden und damit die Kompetenz des Landesgesetzgebers zur Änderung des VeranstG unbedenklich erscheinen. Bei näherer Betrachtung und bei Heranziehung aller im Zusammenhang mit der Bestimmung von Kompetenztatbeständen in Betracht kommenden Interpretationsmethoden sind jedoch Bedenken hierzu angebracht. Überdies – das heißt selbst wenn sich die Bedenken gegenüber der Kompetenz der Länder zur Regelung der Genehmigung von Motorsportanlagen als grundlos herausstellen würden – ist zweifelhaft, ob es dem Landesgesetzgeber erlaubt ist, (derartige) Veranstaltungsinteressen ohne Rücksicht auf das Gewicht der gegenbeteiligten öffentlichen Interessen zur Geltung zu bringen.

50. Der Begriff der Veranstaltung bzw. des Veranstaltungswesens ist vielschichtig und schwer fass- bzw. abgrenzbar. Er enthält eine große Vielzahl von öffentlichen bzw. öffentlich zugänglichen Darbietungen,
 für die – unter verfassungsrechtlichem Gesichtspunkt – zum Teil der Bund, zum Teil die Länder zuständig sind. Außer Streit dürfte stehen, dass in Bezug auf § 22b VeranstG für die Zuordnung und Abgrenzung zwischen Gewerbeangelegenheiten (Bund) und Veranstaltungswesen (Länder) zunächst anhand der „Versteinerungstheorie“ zu untersuchen ist, ob die Genehmigung von Motorsportanlagen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Kompetenzartikel (1. Oktober 1925) in der Rechtsordnung im Zusammenhang mit einen der beiden genannten Kompetenztatbeständen geregelt war.

51. Im vorliegenden Zusammenhang ist daher die Reichweite des Kompetenztatbestandes „Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie“ zu untersuchen. Sein Inhalt ist nach dem vorhin Gesagten nach den Regelungen zu beurteilen, die nach dem Stand und der Systematik der einfachen Gesetze am 1. Oktober 1925 als gewerberechtliche Regelungen anzusehen waren.
 Dafür sind insbesondere die damals geltenden Ausnahmeregelungen der GewO aus dem Jahre 1859 maßgebend. Dabei spielt vor allem Art. V des Kundmachungspatents zur GewO 1859 eine Rolle. Nach Art. V lit. o leg. cit. sind „Unternehmungen öffentlicher Belustigungen und Schaustellungen aller Art“ von der Anwendbarkeit der GewO 1859 ausgenommen. Typisch für den Ausnahmetatbestand des Art. V lit. o des Kundmachungspatents zur GewO 1859 war es, dass es sich meist – wenn auch nicht notwendig – um gewerbliche Tätigkeiten handelte, die im Umherziehen auf Jahrmärkten und dergleichen ausgeübt wurden und dies offenbar ein wesentlicher Aspekt dafür war, dass Polizeibehörden der Länder mit der Erteilung dieser oft kurzfristigen Bewilligungen befasst waren.
 
52. Weil „Unternehmungen öffentlicher Belustigungen und Schaustellungen aller Art“ nicht in die Zuständigkeit des Bundes gemäß Art. 10 Abs. 1 Z. 8 B-VG fallen, sondern offenbar zum Veranstaltungswesen im Sinne des Art. 15. B-VG zählen,
 ist folglich zu ermitteln, welche Bedeutung dieser Begriff im Versteinerungszeitpunkt hatte. Die damals in Kraft gestandenen Rechtsvorschriften – insbesondere das Hofkanzlei-Präsidialdekret vom 6. Jänner 1836, Z. 23, PGS Band 64, Nr. 5, betreffend die Bewilligungen von Produktionen und Schaustellungen – belegen, dass keinerlei Normen existierten, die die Genehmigung und den Betrieb von Motorsportanlagen als von der GewO ausgenommen und dem Veranstaltungsrecht zugehörig festgelegt hätten.
 Allerdings steht damit noch nicht fest, dass der Begriff „Motorsportanlagen“ nicht als intrasystematische Fortentwicklung des Rechts innerhalb des Kompetenztatbestandes „Veranstaltungswesen“ (Art. 15 B-VG) verstanden werden kann.
53. Neuregelungen sind nur jedoch dann unter einen bestimmten Kompetenztatbestand zu subsumieren, wenn sie nach ihrem (wesentlichen) Inhalt systematisch dem Kompetenzgrund angehören.
 Diese Voraussetzung trifft meines Erachtens für Motorsportanlagen im Verhältnis zum Veranstaltungswesen im Sinne des Art. 15 B-VG – vor dem Hintergrund des Versteinerungsmaterials – auch bei Berücksichtigung einer intrasystematischen Weiterentwicklung dieses Kompetenztatbestandes nicht zu. Das Argument, dass „Eislaufplätze schon zum Zeitpunkt der Schaffung der Gewerberechtskompetenz unter Versteinerungsgesichtspunkten dem Veranstaltungswesen zugerechnet“ wurden und deshalb sich im Gefolge – unter intrasystematischen Fortentwicklungsgesichtspunkten – auch Motorsportanlagen als Unternehmungen einer öffentlichen Belustigung und damit als Veranstaltung gemäß Art. 15 Abs. 1 B-VG begreifen lassen,
 geht hierbei ins Leere: Erst das Wiener Theatergesetz
 von 1928 (!) – einem Vorläufer des geltenden Wiener Veranstaltungsgesetzes
 – enthielt unter der Überschrift „sportliche Veranstaltungen“ in § 2 Z. 4 lit. b die Wendung „Betrieb von Eislaufplätzen“ und – allerdings erst später
 – von Tennisplätzen sowie Rodelbahnen.
 Und selbst wenn Eislauf- und Tennisplätze dem Veranstaltungswesen der Länder zugerechnet werden könnten, weil der Vergnügungsaspekt im Vordergrund steht, wäre damit für Motorsportanlagen nichts gewonnen, weil hier – im Unterschied zu Eislauf- und Tennisplätzen – vom Unternehmer nicht eine Anlage zur Verfügung gestellt wird, die die Kunden zu ihrer Belustigung aktiv nutzen. 
54. Die Annahme, dass Motorsportanlagen wie überhaupt der Betrieb von Sportanlagen bei Vorliegen der Gewerbsmäßigkeit der GewO 1994 zu unterstellen sind, wird auch durch die Rechtsprechung nicht widerlegt. Beim VfGH stand die gegenständliche Kompetenzfrage noch niemals zur Beurteilung an. Die Rechtsprechung des VwGH
 und des OGH
 ist zur kompetenzrechtlichen Beurteilung an sich ungeeignet und zudem im Zusammenhang mit dem Begriff „Motorsportanlagen“ unergiebig. Nicht unerwähnt sollte aber bleiben, dass der Umweltsenat beim Spielberg-Bescheid offenbar davon ausging, dass das Vorhaben „Motorsportzentrum beim A1-Ring in Spielberg“ eine Genehmigungspflicht gemäß §§ 74 ff. GewO 1994 auslöst, da anderenfalls gemäß § 3 Abs. 3 UVP-G 2000 eine Rechtsgrundlage dieses Bescheides das Stmk VeranstG gewesen wäre.
55. Sollten trotz historischer und intrasystematischer Interpretation sowie der Judikatur der/des Höchstgerichte(s) Zweifel übrig bleiben, dass die Genehmigung des Betriebes von Motorsportanlagen in die Kompetenz des Bundes fällt, so ist auf den Regelungszweck
 des § 22b VeranstG zu verweisen. Eine Bezugnahme auf den „Regelungszweck“ bringt im vorliegenden Zusammenhang folgendes zu Tage: Die Judikatur des VfGH geht zum einen davon aus, dass „Maßnahmen typisch gewerberechtlicher Art ... solche [sind], die dem Schutz des Gewerbes (vgl. VfSlg. 4117/1961), der Abwehr von vom Gewerbebetrieb unmittelbar ausgehenden Gefahren für die Gewerbetreibenden und ihre Arbeitnehmer, die Kunden, andere Gewerbetreibende oder als Nachbarn sonst von der Gewerbetätigkeit unmittelbar betroffene Personen und dem Konsumentenschutz (VfSlg. 9543/1982) dienen“.
 Zum anderen bestimmt den „Sinn und Zweck der Regelungen“ des Veranstaltungswesens „ausschließlich ein polizeiliches Moment: Nur öffentliche Veranstaltungen der bezeichneten Art unterliegen der Regelung nach Art. 15 Abs. 3 B-VG, dies aus der Erwägung, dass wegen des Zusammenströmens einer großen Masse von Menschen zu solchen Veranstaltungen im Freien oder in geschlossenen Lokalen ihre Zulässigkeit vom Standpunkt der allgemeinen Sicherheit und der öffentlichen Ruhe und Ordnung geprüft und beurteilt werden muss“.
 
56. Folglich sind für den VfGH wesentliche Kriterien des Veranstaltungsrechts die „Öffentlichkeit“ – das Zusammenströmen einer größeren Menschenmenge – und (sicherheits)polizeiliche Erwägungen (vgl. auch Art. 15 Abs. 3 B-VG). Demgegenüber sind wesentliche Kriterien der Gewerbekompetenz die Gewerbsmäßigkeit
 und die (anlagenbezogene) Gefahrenabwehr. Die Gefahrenabwehr ist zwar unter polizeilichen Gesichtspunkten – nämlich der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit – auch ein veranstaltungsrechtlich relevantes Kriterium, doch nicht in Bezug auf die Anlage, sondern lediglich in Bezug auf die Durchführung der (konkreten) Veranstaltung. 
57. Mit anderen Worten kumulieren (im Sinne der Gesichtspunktetheorie) auf Grund der Gefahrenabwehr bei der Abhaltung von Wettrennen und Musikveranstaltungen auf einer Motorsportanlage (sicherheits)polizeiliche Überwachungsmaßnahmen und Vorkehrungen typisch veranstaltungsrechtlicher Art (u.a. wegen der hier zu erwartenden größeren Zuschauerbeteiligung) mit gewerberechtlichen Merkmalen, die sich im sachgemäßen Betrieb der Anlage und der von solchen Anlagen typischerweise ausgehenden Lärmimmissionen manifestieren. Das heißt, dass von der im Fall der Durchführung einer Veranstaltung erforderlichen veranstaltungsrechtlichen Bewilligung nicht die Errichtung und der Betrieb einer Motorsportanlage erfasst ist, sondern nur die sich aus der einzelnen Veranstaltung und dessen für Zuschauer öffentlicher Zugänglichkeit ergebenden besonderen Umstände. Für diesen Bereich ist der Landesgesetzgeber berechtigt, veranstaltungsrechtliche Vorschriften zu erlassen; zur Regelung des Betriebes von Motorsportanlagen selbst bleibt daneben der Gewerberechtsgesetzgeber befugt.
58. Im Übrigen würde bei Bejahung der Landeskompetenz zur Änderung des VeranstG nicht nur eine für Nachbarn unbefriedigende Situation geschaffen werden, da das (strenge) Betriebsanlagenrecht gemäß §§ 74 ff. Gewo 1994 und der damit verbundene Nachbarschaftsschutz für landesrechtlich geregelte Veranstaltungen nicht zur Anwendung kommt. Auch für die Betreiber bzw. Errichter von Motorsportanlagen bestünde insofern große Rechtsunsicherheit, als eine Genehmigung gemäß § 20 ff. VeranstG jedenfalls keine behördlich genehmigte Anlage im Sinne des § 364a ABGB sein dürfte und entsprechende Unterlassungsklagen der Nachbarn gemäß § 364 Abs. 2 ABGB befürchtet werden müssten.

59. Ein Indiz dafür, dass der Landesgesetzgeber durch die Änderung des VeranstG seine Kompetenzen überschreitet, könnte auch der Begriff „Betriebsstätte“ sein. Selbst wenn davon abgesehen wird, dass Regelungen der Länder über die Genehmigung von Betriebsstätten an sich bedenklich scheinen, soweit mit der Betriebsstätte eine regelmäßige und andauernde betriebliche Tätigkeit verbunden ist,
 sind meines Erachtens Motorsportanlagen unter den Begriff „Betriebsstätte“ keinesfalls subsumierbar. Zwar wird weder im VeranstG noch in der GewO 1994 definiert, was unter einer Betriebsstätte zu verstehen ist, doch dass der Begriff „Betriebsstätte“ nicht Synonym für „Betriebsanlage“ ist, liegt auf der Hand. 
60. Unter dem Begriff „Betriebsstätte“ im Sinne des VeranstG dürfte bei verfassungskonformer Interpretation der Ort zu verstehen sein, an dem Veranstaltungen abgehalten werden. Das heißt, dass die Betriebsstätte nur eine Fläche ist, auf der vorübergehend zur Abhaltung von Veranstaltungen Eingriffe erfolgen (z.B. Aufstellen von Tribünen, Absperrungen etc.) – im Unterschied zur zu errichtenden Betriebsanlage wird somit die Betriebsstätte im Sinne des VeranstG nur eingerichtet. Insofern kann meines Erachtens eine Betriebsstätte zwar (Teil einer) Betriebsanlage aber nicht umgekehrt eine Betriebsanlage (Teil einer) Betriebsstätte sein. 

61. Motorsportanlagen, die „der Durchführung von Motorrad- und Autorennen sowie von Trainings-, Test- und Publikumsfahrten dienen“ (§ 22b Abs. 1 VeranstG), sind demgemäß keine „Betriebsstätten“, weil diese wie im Fall „Spielberg Neu“ zum einen eine Errichtung voraussetzen und zum anderen nicht einem bestimmten – zeitlich begrenzten – Anlass dienen. Investitionsaufwendige Motorsportanlagen mit einer über das Jahr verteilten regelmäßigen Nutzung entsprechen damit nicht dem – allenfalls aus dem Veranstaltungswesen ableitbaren – Betriebsstättenbegriff.
62. Wie in Punkt V. 49. dargelegt, ist – unbeschadet der Infragestellung der Kompetenz des Landesgesetzgebers zur Änderung des VeranstG – zu hinterfragen, ob nicht mit § 22b VeranstG gegen die der Bundesverfassung innewohnende Rücksichtnahmepflicht verstoßen wird. Diese Pflicht verbietet dem Gesetzgeber der einen Gebietskörperschaft, die vom Gesetzgeber der anderen Gebietskörperschaft wahrgenommenen Interessen zu negieren und dessen gesetzliche Regelungen damit zu unterlaufen. Die Rücksichtnahmepflicht verhält ihn dazu, eine zu einem angemessenen Ausgleich führende Abwägung der eigenen Interessen mit jenen der anderen Gebietskörperschaft vorzunehmen und nur eine Regelung zu treffen, die zu einem solchen Interessenausgleich führt.

63. Sind für ein Vorhaben mehrere Genehmigungen nebeneinander erforderlich und diese überdies nach den Rechtsvorschriften verschiedener Kompetenzträger zu erteilen oder zu versagen, so bedeutet dies auf Grund des Rücksichtnahmeprinzips nicht, dass jeder Kompetenzträger in der Ausgestaltung seiner Gesetzgebungskompetenz auch in dem Sinne völlig frei wäre, in seiner Regelung einen bestimmten Regelungsaspekt absolut zu setzen und damit die Kompetenzen anderer Gebietskörperschaften auszuhöhlen oder zu unterlaufen. Der den Bundesstaat konstituierenden Bundesverfassung muss nämlich unterstellt werden, die Grundlage einer harmonisierenden Rechtsordnung zu sein, in der (allenfalls divergierende) Interessen von Bund und Ländern, auch soweit diese in Akten der Gesetzgebung ihren Niederschlag finden, aufeinander abgestimmt sind. Der rechtspolitische Gestaltungsspielraum des Landes- (ebenso wie jener des Bundes-)gesetzgebers ist deshalb insoweit eingeschränkt, als es ihm verwehrt ist, Regelungen zu treffen, die sich als sachlich nicht gerechtfertigte Beeinträchtigung der Effektivität von Regelungen der gegenbeteiligten Rechtssetzungsautorität darstellen.
 
64. Wenn daher der Landesgesetzgeber seine veranstaltungsrechtlichen Regelungen auf ein Sachgebiet erstreckt, welches im Übrigen kompetenzrechtlich in Gesetzgebung und Vollziehung dem Bund zugeordnet ist, dann dürfen diese Regelungen nicht einen Inhalt haben, der eine Beachtung des verfassungsrechtlichen Berücksichtigungsgebotes nicht zulässt und dadurch ein Unterlaufen der gegenbeteiligten Kompetenz, sei es durch Erteilung der Genehmigung, sei es durch die Unterlassung zumutbarer Auflagen ermöglicht. Selbst wenn „Spielberg Neu“ in öffentlicher Interesse gelegen wäre (was aber fraglich ist – vgl. Punkte V. 25. ff.), muss zumindest in Form einer Abwägung zwischen den Interessen des Veranstalters/Betreibers und den anderen, die Nichtgenehmigung bewirkenden Interessen auch für die Berücksichtigung kompetenzfremder Interessen Raum sein.
65. Eine derartige, aus den genannten Gründen verfassungsrechtlich gebotene Interessenabwägung lässt meines Erachtens die Änderung des VeranstG nicht (mehr) zu: Als einziges Landesveranstaltungsgesetz sieht es die Genehmigung von Motorsportanlagen vor und schränkt nicht nur die Nachbarrechte im Vergleich zum „Normfall“ einer Betriebsstättengenehmigung ein (vgl. Punkt V. 6.), sondern auch im Vergleich zu denen bei der Betriebsanlagengenehmigung gemäß §§ 74 ff. GewO 1994 (vgl. Punkt V. 35.). Die Änderung des VeranstG ermöglicht überdies die Realisierung von Vorhaben wie „Spielberg Neu“ ungeachtet der vom Land und vom Bund auf Grund des BVG zu schützenden Interessen (vgl. Punkte V. 43 ff.). Weil hierbei die Genehmigung allein schon dann zu erteilen ist, wenn die Eignung vorhanden ist (§ 21 VeranstG), und diese insbesondere bei Unterschreitung der hohen Lärmimmissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG vorliegt, ist zumindest der Bund an der Erfüllung der ihm durch das BVG übertragenen Aufgabe zum Umweltschutz auch in Fällen gehindert, in denen nachhaltig und umfassend die Umwelt und Gesundheit beeinträchtigt wird.
66. Dazu kommt, dass eine gemäß § 22b VeranstG erteilte bzw. zu erteilende Genehmigung für „Spielberg Neu“ im Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren meines Erachtens zur Folge hat, dass die GewO 1994 aus kompetenzrechtlichen Gründen dann nicht mehr anwendbar ist – weil würde sie angewendet werden, so wäre auf Grund des (auch vom Landesgesetzgeber erkannten)
 strengen Maßstabes der GewO 1994 die Genehmigung gemäß §§ 74 ff. GewO 1994 zu versagen, obwohl für ein und denselben Verfahrensgegenstand (Errichtung und Betrieb von „Spielberg Neu“) gemäß §§ 20 ff. VeranstG die Genehmigung erteilt ist bzw. zu erteilen wäre. In einem solchen Fall – das heißt bei Genehmigungsfähigkeit gemäß VeranstG und Nichtgenehmigungsfähigkeit gemäß GewO 1994 – stünde die UVP-Behörde vor einem (unauflösbaren) Widerspruch, den es zu vermeiden gilt, indem das VeranstG im Sinne des § 3 Abs. 3 UVP-G 2000 mit angewendet wird (vgl. Punkte V. 71. f.). Daher dürfte sich die Änderung des VeranstG als geeignet erweisen, die Kompetenzausübung des Bundes völlig zu unterlaufen und damit verfassungswidrig sein.
Ad Punkt IV. 4.

67. Nach Art. 18 Abs. 1 B-VG darf „die gesamte staatliche Verwaltung ... nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden“ (Legalitätsprinzip). Nach der Rechtsprechung des VfGH gebietet Art. 18 Abs. 1 B-VG dem Gesetzgeber, das verwaltungsbehördliche Verhalten in einem solchen Maß zu determinieren, dass die Übereinstimmung der Verwaltungsakte mit dem Gesetz überprüft werden kann.
 Dazu führt der VfGH aus, dass die Behörde nicht schon dann berechtigt sei, nach Ermessen vorzugehen, wenn die Gesetzesvorschrift keine bindende Regelung ihres Verhaltens enthalte, es müsse vielmehr im Gesetz ausdrücklich festgelegt sein, dass und inwieweit die Bestimmung ihres Verhaltens der Behörde selbst überlassen werde.
 Bei der Erörterung des Ermessens kann von Art. 130 Abs 2 B-VG ausgegangen werden. Nach dieser Bestimmung ist ein verwaltungsbehördlicher Vollzugsakt nicht rechtswidrig, „soweit die Gesetzgebung von einer bindenden Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde absieht und die Bestimmung dieses Verhaltens der Behörde selbst überlässt, die Behörde aber von diesem freien Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat“.
68. Indem § 22b Abs. 2 Z. 1 VeranstG der Behörde aufträgt, im Verfahren gemäß § 36 leg. cit. zu klären, ob „der mit dem Betrieb der Motorsportanlage verbundene volkswirtschaftliche Nutzen“ anzunehmen ist, bedient sich der Gesetzgeber zum einen eines unbestimmten Gesetzesbegriffes und überlässt dem Vollzugsorgan einen gewissen Spielraum; zum anderen liegt es in der Natur der Sache, dass der „volkswirtschaftliche Nutzen“ eine Prognoseentscheidung erfordert.
 Wie auch immer der volkswirtschaftliche Nutzen etwa bei „Spielberg Neu“ bestimmt werden sollte – um der höchstgerichtlichen Kontrolle zugänglich zu sein, wäre meines Erachtens eine hinreichend deutliche Umschreibung der für diese Prognose relevanten Kriterien erforderlich.

69. Wo immer die Grenze zwischen ausreichender Bestimmtheit des Gesetzes und zu weitgehender Ermächtigung auch verlaufen mag, auffallend ist, dass weder die Änderung des VeranstG selbst noch dessen Erläuterungen Aufschluss darüber geben, weswegen im Zusammenhang mit der Bestimmung der Unzumutbarkeit der Lärmbelästigung gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG nicht auf den „Nachbarn“ im Sinne der §§ 74 f. GewO 1994, sondern auf die „Nachbarschaft“ abgestellt wird. Unklar ist was unter dem Begriff der „Nachbarschaft“ verstanden wird; meines Erachtens dürften damit von Lärm der Anlage betroffene Personen aus der nächsten und weiteren Umgebung gemeint sein. Ist unter der Nachbarschaft ein Personenkreis (und keine Person) zu verstehen, stellt also das Gesetz in Bezug auf die Wirkung von Lärm auf eine unbestimmte Anzahl von Menschen ab, so hat das für die Bestimmung der Lärmimmissionswerte Folgen. Insbesondere ist dann nicht nur fraglich, wer aller in der „Nachbarschaft“ einbezogen werden soll, um festzustellen, ob die Immissionswerte überschritten werden, sondern auch, wo in einem als Nachbarschaft festgelegten Bereich die Übereinstimmung mit den Immissionswerten zu überprüfen ist. Sohin dürft die Korrelation zwischen „Nachbarschaft“ und „Lärmimmissionswerte“ in § 22b Abs. 3 VeranstG nicht ausgewogen sein.
70. Was die bei der Beurteilung der Zumutbarkeit von Lärmbelästigungen zu berücksichtigende „Akzeptanz“ betrifft, werden zwar zu deren Bestimmung in § 22b Abs. 2 Z. 1 – 5 VeranstG Umstände genannt, doch ist damit nicht gesagt, durch wen die Umstände zu akzeptieren sind. Es macht einen Unterschied, ob der subjektbezogene Begriff der Akzeptanz bloß die belästigten Nachbarn im Auge hat, oder ob hierüber etwa Personen eingebunden werden sollen, die von dem Lärm nicht betroffen sind, aber vielleicht unmittelbar oder mittelbar einen Vorteil daraus ziehen. Gegen die Annahme, dass die Akzeptanz gemäß § 22b Abs. 2 VeranstG an die Nachbarn gebunden ist, spricht, dass dann bei festgestellter Akzeptanz im Ermittlungsverfahren deren Parteistellung unterlaufen werden könnte, weil unter Akzeptanz das Anerkennen bzw. Annehmen einer Situation zu verstehen ist, was verfahrensrechtlich als Zustimmung gewertet werden kann. Wenn aber auch die Akzeptanz von Nichtnachbarn zu ermitteln ist, wäre meines Erachtens der Willkür Tür und Tor geöffnet, weil es dann im Ermessen der Behörde liegt, wen sie als Akzeptanzsubjekt auswählt. Fazit: Das Abstellen auf eine nicht subjektbezogene „Akzeptanz“ gemäß § 22b Abs. 2 könnte die in Art. 18 Abs. 1 B-VG statuierten rechtsstaatlichen Erfordernisse verletzen.
Ad Punkt IV. 5. 

71. Auf mögliche Auswirkungen der Änderung des VeranstG auf ein Verfahren gemäß UVP-G 2000 wurde bereits in den Punkten V.6. und V. 66. hingewiesen. Ergänzend hiezu ist noch festzuhalten, dass meines Erachtens die Anwendung des § 22b VeranstG im Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren auch durch die Anwendung der GewO 1994 in Frage kommt. Gemäß § 3 Abs. 3 UVP-G 2000 sind im Verfahren die nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen „materiellen Genehmigungsbestimmungen“ mit anzuwenden. 
72. § 22b VeranstG ist unbestritten eine derartige materielle Genehmigungsbestimmung. Folglich hat die Behörde im vereinfachten UVP-Verfahren darauf Rücksicht zu nehmen, weil § 22b VeranstG lex specialis gegenüber den die Zumutbarkeit von Belästigungen regelnden Vorschriften der GewO 1994 sein dürfte. Insbesondere die in § 22b Abs. 3 VeranstG festgelegten Lärmimmissionswerte dürften anzuwenden sein, weil diese als Gesetz verbindliche Wirkung haben und somit im Stufenbau der Rechtsordnung als höherrangige Rechtsvorschrift den unverbindlichen Ö-NORMEN und ÖAL-Richtlinien vorgehen.
73. Es kann zwar gegenwärtig nicht abgeschätzt werden, ob wegen der – jüngst durch Verordnung
 ausgewiesenen – Feinstaubbelastung und/oder wegen der im Spielberg-Bescheid sonst noch festgestellten Luftschadstoffe oder Lärmauswirkungen auch nach Änderung des VeranstG ein im Zusammenhang mit „Spielfeld Neu“ ergehender UVP-Bescheid neuerlich vom Umweltsenat aufgehoben werden würde, allerdings können hierzu folgende Überlegungen angestellt werden: Einerseits ist es meines Erachtens nicht selbstverständlich, dass ein UVP-Verfahren für „Spielberg Neu“ überhaupt durchgeführt wird. Es ist seit der Novelle BGBl. I Nr. 14/2005 Sache der Landesregierung als UVP-Behörde, festzustellen, „ob durch das Vorhaben mit erheblichen schädlichen oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt“ (§ 3 Abs. 4a UVP-G 2000) rechnen ist. Stellt sie solche nicht fest, ist kein (konzentriertes) UVP-Verfahren, sondern sind Verfahren nach den anzuwendenden Bundes- und Landesgesetzen durchzuführen, wobei hierbei der Genehmigung der Motorsportanlage nach dem VeranstG eine „Schlüsselrolle“ in Bezug auf die Beurteilung der Zumutbarkeit zukommen könnte.
 
74. Andererseits ist auch vorstellbar, dass eine UVP-Pflicht gemäß § 3 Abs. 4a UVP-G 2000 bejaht und ein vereinfachtes UVP-Verfahren durchgeführt wird, aber Berufungen gegen einen (positiven) Bescheid zu „Spielfeld Neu“ auf Grund der Änderung des IG-L (und der GewO 1994) i.V.m. der Änderung des VeranstG nicht mehr stattgegeben werden. Denn unbeschadet berechtigter Bedenken
 am IG-L i.d.F. BGBl. I Nr. 34/2006 (bzw. an der GewO 1994 i.d.F. BGBl. I Nr. 84/2006) wegen Verstoß gegen Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie 96/62/EG über die Beurteilung und Kontrolle der Luftqualität,
 dürfte eine Genehmigung der Motorsportanlage nach der neuen Rechtslage auch in Bezug auf die Luftschadstoffe in Frage kommen, weil die Genehmigung nunmehr auch dann zu erteilen ist, wenn insbesondere „die zusätzlichen Emissionen erforderlichenfalls durch Maßnahmen zur Senkung der Immissionsbelastung … ausreichend kompensiert werden, so dass in einem realistischen Szenario langfristig keine weiteren Grenzwertüberschreitungen anzunehmen sind, sobald diese Maßnahmen wirksam geworden sind“ (§ 20 Abs. 3 Z. 2 IG-L bzw. § 77 Abs. 3 Z. 2 GewO 1994). 

75. Auf Grund der Änderung des IG-L dürfte meines Erachtens die vom Umweltsenat im Spielberg-Bescheid als „hoch“ erachtete „Wahrscheinlichkeit, dass es zu zusätzlichen Überschreitungen des als Tagesmittelwert definierten Grenzwertes beim PM10 kommen wird“,
 einer (neuen) UVP-Genehmigung nicht mehr entgegenstehen. Selbst wenn wieder durch Sachverständige festgestellt werden sollte, „dass durch das Vorhaben eine nicht unerhebliche Überschreitung bzw. Zunahme der Überschreitungshäufigkeit relevanter Grenzwerte des IG-L zum Schutz der menschlichen Gesundheit erfolgt“,
 dürfte es der Behörde unbenommen bleiben, gemäß § 20 Abs. 3 Z. 2 IG-L (i.d.F. BGBl. I Nr. 34/2006) „Spielberg Neu“ zu genehmigen, weil es nunmehr ausreicht, wenn eine Kompensation bei anderen Emissionsquellen stattfindet. Das heißt, liegt in einem „Gebiet“ eine Grenzwertüberschreitung vor, wie das bei den Gemeinden Flatschach und Spielfeld bezüglich Feinstaub der Fall ist, „erwartet“ (sprich: prognostiziert) aber die UVP-Behörde „langfristig“ eine Einhaltung der/des Grenzwerte(s), so „ist“ die Genehmigung zu erteilen.
Martin Kind
� Vgl. http://www.politik.steiermark.at/cms/beitrag/10265105/1545240/ und die Tageszeitung Der Standard vom 31.8.2006. Der Umweltsenat hat meines Erachtens zu Recht erkannt, dass die Lärmschutzrichtlinie für Freiluftveranstaltungen des Umweltbundesamtes bei Motorsportveranstaltungen nicht anzuwenden ist (S. 23 f. Spielberg-Bescheid). Besagte Lärmschutzrichtlinie gilt nur „zur Beurteilung von Geräuschen, die durch Freiluftveranstaltungen verursacht werden und deren wesentliche Schallquelle Musik über elektroakustische Anlagen ist“ (S. 2). Daher hat auch die in dieser Richtlinie (S. 7) vorgesehene „Bewertung seltener Veranstaltungen“ – wonach bei einem energieäquivalenten Dauerschallpegel LAeq von 80 dB nur eine Veranstaltung pro Kalenderjahr tagsüber, bei 76 dB drei und bei 70 dB zehn Veranstaltungen zulässig sind – keine Geltung. Für den Auftragnehmer ist somit nicht nachvollziehbar, warum derzeit – wie in der Presse lanciert – (nur) zehn Veranstaltungstage möglich sein sollen; sollte die Anzahl der Veranstaltungstage aus dem Gutachten des schalltechnischen Sachverständigen (S. 22 Spielberg-Bescheid) gefolgert worden sein, so dürfte dies falsch sein, weil dieser „unzutreffenderweise von der Lärmschutzrichtlinie ausging“ (S. 23 Spielberg-Bescheid).


� VwGH 31.1.2006, Zl. 2003/05/0177.


� Meines Erachtens steht § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. a VeranstG insofern mit § 22b leg. cit. in einem Spannungsverhältnis, als die Motorsportanlage einerseits nur dann geeignet ist, wenn eine Gesundheitsgefahr für Nachbarn nicht entstehen kann, andererseits auf Grund der von der Synopse übernommenen Lärmimmissionswerte Gesundheitsgefährdungen und/oder -beeinträchtigungen nicht mehr ausgeschlossen werden können. (Anmerkung: Synopse ist die Kurzbezeichnung für die von Griefahn/Jansen/Scheuch/Spreng verfasste „Erarbeitung von Fluglärmkriterien für ein Schutzkonzept bei wesentlichen Änderungen oder Neuanlagen von Flughäfen/Flugplätzen“); vgl. Punkt V. 7.


� VwGH 16.12.2003, Zl. 2001/05/0212.


� VwGH 16.12.2003, Zl. 2001/05/0212; VwGH 18.5.2004, Zl. 2003/05/0166; VwGH 31.1.2006, Zl. 2003/05/0177.


� Band 122/2000.


� Nach der Rechtsprechung sind Ö-NORMEN in besonderer Weise zur Bestimmung des nach der Verkehrsauffassung zur Sicherheit Gebotenen geeignet, weil sie den Stand der für die betroffenen Kreise geltenden Regeln der Technik widerspiegeln (vgl. OGH 29.5.1995, Zl. 1 Ob 564/95). Ö-NORMEN und ÖAL-Richtlinien dienen als Anhaltspunkte für die Ortsüblichkeit und deren Intensität (OGH 24.6.2005, Zl. 1 Ob 73/05z).


� S. 27 Spielberg-Bescheid.


� VwGH 16.12.2003, Zl. 2001/05/0212; VwGH 18.5.2004, Zl. 2003/05/0166.


� Nach den Erläuterungen zu § 22b soll Abs. 3 sicherstellen, „dass Gesundheitsgefährdungen durch Lärmbelästigungen ausgeschlossen werden“; das heißt die Lärmimmissionswerte bilden eine „absolute Grenze“. Dementsprechend orientieren sich die Lärmimmissionswerte des § 22b Abs. 3 VeranstG an den – die Gesundheit unmittelbar zum Gegenstand habenden – kritischen Toleranzwerten der Synopse. Das ist meines Erachtens irreführend, weil während die Lärmimmissionswerte in § 22b Abs. 3 VeranstG auf die „unzumutbare Belästigung“ Bezug nehmen, sind nach den Erläuterungen diese Werte als gesundheitsgefährdend zu qualifizieren. Daraus den Schluss zu ziehen, dass die Lärmimmissionswerte gemäß § 22b VeranstG sowohl die Grenze der Gesundheitsgefährdung als auch die Grenze der Belästigung darstellen, hieße aber, dass dann die Unterscheidung zwischen Gesundheitsgefährdung und unzumutbarer Belästigung im Anlagengenehmigungsverfahren aufgehoben wäre und auch die Übereinstimmung mit der in der Synopse getroffenen Unterscheidung zwischen den Schutzzielen „Vermeidung von Hörschäden“, „Gesundheitsschäden/Krankheiten (außer Hörorgan)“ und „Erhebliche Belästigung (außen)“ und hierfür vorgeschlagenen Toleranzwerten nicht mehr gegeben wäre.


� Vgl. Allgemeiner Teil der Erläuterungen: „Die vorgeschlagene Regelung übernimmt grundsätzlich das Modell der Einzelfallprüfung der TA-Lärm, weicht aber insoweit methodisch von der deutschen Rechtslage ab, als zur Erleichterung des Vollzuges eine demonstrative Aufzählung jener Kriterien erfolgen soll, die nach einer Durchschnittsbetrachtung die soziale Akzeptanz in der Nachbarschaft prägen.“


� Eingedenk der zahlreichen offenen Fragen zu den physischen und psychischen Auswirkungen von Lärm auf Menschen konstatieren selbst die Autoren der Synopse, „dass die vorgeschlagenen Bewertungsgrenzen Vorschlagscharakter besitzen und wissenschaftlich ständig hinterfragt werden müssen.“


� ABl. EG Nr. L 42 S. 38.


� Vgl. auch Berkemann, Fluglärm – Offene, aber zu lösende Rechtsfragen, ZUR 2002, S. 202 (204 m.w.N. bei Fn. 40): „Wenn nach dem derzeitigen Forschungsstand beim Straßenverkehr bereits ein Mittelungspegel von 65/55 dB(A) tags/nachts eine Zunahme des Risikos für Herzinfarkt um etwa 20 % befürchten lässt, dann spricht ein Anfangsverdacht dafür, dass Fluglärm bei einem Wert von 65 dB(A)/tags infarktbedingte Gesundheitsrisiken begründet.“ Vgl. auch das Schreiben des Österreichischen Arbeitsring für Lärmbekämpfung vom 4. September 2006, wonach die Grenzwerte des § 22b VeranstG „in krassem Widerspruch zu den Ergebnissen der Lärmwirkungsforschung stehen“.


� Für eine möglichst verlässliche Beurteilung von Immissionssituationen ist aus der Sicht der Lärmwirkungsforschung eine Trennung zwischen den Beurteilungszeiträumen „Tag“ und „Nacht“ notwendig [vgl. dazu näher Ortscheid/Wende, Lärm – Erfassung und Beurteilung, ZUR 2002, S. 185 (186)]. Dementsprechend sieht die Synopse eine Unterteilung in Tag- und Nachtzeit vor und erachtet auch eine Unterteilung der Nachtzeit in zwei Zeitabschnitte (22.00 – 1.00 Uhr und 1.00 – 6.00 Uhr) als sinnvoll. Die Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (ABl. L 189 vom 18.7.2002, S. 12) und das Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz (BGBl. I Nr. 60/2005) berücksichtigen darüber hinaus den Abend (Zeitraum: 4 Stunden).


� Vgl. Dolde, Fluglärmkriterien für ein Schutzkonzept bei wesentlichen Änderungen oder Neuanlagen von Flughäfen/Flugplätzen – Rechtliche Beurteilung, Zeitschrift für Lärmbekämpfung 2003, S. 122 (124).


� BVerwG 21.1.2004, Zl. 4 B 82.03.


� VwGH 8.5.1981, Zl. 04/1129/80.


� BMwA Zl. 890.040/2-VI/14a/99.


� Meines Erachtens ist zudem zu beachten, dass so wie die Rechtsprechung „energieäquivalente Dauerschallpegel“ und die Berücksichtigung einzelner Lärmspitzen als Kriterien, ob Lärm als „störend“ anzusehen ist, ablehnt [VwGH 20.2.1984, Zl. 83/10/0268 (VwSlg 11333 A/1984)], auch die auf das Jahr und auf den Tag gemittelten „energieäquivalente Dauerschallpegel“ gemäß § 22b Abs. 3 Z. 1 und 2 VeranstG in Frage zu stellen sind, zumal es an Beurteilungskriterien, wie etwa die Berücksichtigung des Impulscharakters, bei der Beurteilung des Lärms als „unzumutbar“ mangelt.


� Vgl. Erläuterungen zu § 22b.


� Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA-Lärm) vom 26.8.1998 (GMBl. Nr. 26/1998 S. 503).


� Vgl. dazu schon Feldhaus in Koch (Hrsg.), Schutz vor Lärm (1990), S. 153 (168 ff.).


� BGBl. Nr. 491/1984.


� Vgl. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Verkehr, BGBl. III Nr. 234/2002 i.d.F. BGBl. III Nr. 108/2005 und Übereinkommen zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention), BGBl Nr. 477/1995 i.V.m. § 3 Abs. 7 Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 1974, LGBl. Nr. 127/1974 i.d.F. LGBl. Nr. 13/2005.


� LGBl. Nr. 65/1976 i.d.F. LGBl. Nr. 97/2006.


� Es kann hier dahingestellt bleiben, ob (formell) § 22b VeranstG gemäß Art. 140 Abs. 1 B-VG etwa durch ein Drittel der Mitglieder des Landtages (vgl. § 21b Steiermärkisches Landes-Verfassungsgesetz 1960, LGBl. Nr. 1/1960 i.d.F. LGBl. Nr. 94/2005) oder durch eine Person („Individualantrag“) wegen Verfassungswidrigkeit oder (nur) gemäß Art. 144 Abs. 1 B-VG anfechtbar ist, weil (materiell) jedenfalls eine Verletzung verfassungsrechtlich gewährleisteter Rechte vorliegen muss.


� VfGH 16.12.1983, Zl. G 46/82 (VfSlg. 9911).


� Vgl. VfGH 8.10.1990, Zl. B 123/90, B 426/90 (VfSlg. 12485).


� Zur vorrangigen Bedeutung des Schutzes der öffentlichen Gesundheit gegenüber wirtschaftlichen Erwägungen vgl. u.a. EuGH 12.7.1996 Rs. C-180/96 R, Vereinigtes Königreich/Kommission, Slg. 1996, I-3903, Rn. 93; EuGH 11.9.2002 Rs. T-13/99, Pfizer Animal Health/Rat, Slg. 2002, II-3305, Rn. 456 und 457.


� Vgl. jüngst VfGH 27.11.2003, Zl. B 251/03 u.a. (VfSlg. 17059).


� Vgl. VfGH 9.3.1989, Zl. G 220/88, G 221/88, G 237/88 (VfSlg. 12009): „Selbst eine sehr weitgehende Verminderung des Motorbootverkehrs auf Seen bewirkt keine Gefährdung der Volkswirtschaft.“


� Vgl. § 22 Abs. 1 Z. 1 lit. a VeranstG (arg.: „keine Gefahr für … Gesundheit“).


� Vgl. auch VfGH 11.3.2004, Zl. G 124/03, V 86/03 (VfSlg. 17165).


� Offenbar soll das vom Antragsteller vorzulegende Betriebskonzept Grundlage der behördlichen Beurteilung sein, ob für die Nachbarschaft ausreichende Erholungsphasen gewährleistet sind. Rechtsstaatlich bedenklich könnte hierbei sein, wenn mit dem Betriebskonzept der „Nachweis der Vermeidung unzumutbarer Lärmbelästigungen“ erbracht wird, weil damit der Antragsteller die Entscheidung vorwegnehmen würde, ob die Motorsportanlage wegen Zumutbarkeit geeignet und daher öffentlich-rechtlich zu genehmigen ist. 


� Vgl. Kneihs, Das Recht auf Leben in Österreich, JBl 1999, S. 76 ff.; ferner BVerfGE 77, 170/214; BVerfGE 66, 39/61; BVerfG 28.5.1993 – 2 BvF 2/90, 4/92, 5/92.


� EGMR 2.10.2001, Zl. 36022/97, Hatton u.a./Vereinigtes Königreich.


� EGMR 9.12.1994, Zl. 41/1993/436/515, Lopez Ostra/Spain.


� VfGH 28.6.2001, Zl. V 51/00 (VfSlg. 16242).


� Bei dieser Verfassungsrechtslage steht es von vornherein außer Frage, dass es im öffentlichen Interesse liegt, Belange des Umweltschutzes zu wahren (vgl. VfGH 10.3.1987, Zl. G 169/86). Für den VfGH ist „die Umwelt ein sensibles Gut und das Ziel des Umweltschutzes ein berechtigtes Anliegen, dessen Wahrung zu den Staatsaufgaben zählt“ [VfGH 16.3.2000, Zl. G 312/97 u.a. (VfSlg. 15785); vgl. auch VfSlg 11294/1987 unter Hinweis auf das BVG].


� Mit „Spielberg Alt“ ist das auf Grund des Antrages der Red Bull GmbH vom 1.9.2003 durchgeführte UVP-Verfahren gemeint (vgl. Spielberg-Bescheid).


� Vgl. u.a. http://orf.at/041218-81824/81740txt_story.html.


� Lienbacher in Holoubek/Potacs (Hrsg.), Öffentliches Wirtschaftsrecht (2002), S. 289 (292).


� Vgl. z.B. VfSlg. 2500/1953, 2721/1954, 2670/1960, 5748/1968, 9337/1982, 9580/1982, 10831/1986.


� VfSlg. 2500/1953, 5024/1965 u.a.


� Vgl. Filzmoser, Gewerblicher Betrieb von Sportanlagen und Anwendbarkeit der Gewerbeordnung?, ÖZW 1993, S. 105 ff.


� Der VfGH hat seine Rechtsprechung zur Gewerberechtskompetenz wiederholt auf Art. V des Kundmachungspatents zur GewO 1859 gestützt und in dessen Umfang entsprechend der Versteinerungstheorie keine Zuständigkeit des Bundes gemäß Art. 10 Abs. 1 Z. 8 B-VG gesehen (vgl. z.B. VfSlg. 1477/1932, 1642/1948, 2670/1954, 7074/1973, 8539/1979, 12996/1990). Auch das B-VG nimmt auf den genannten Ausnahmetatbestand des Kundmachungspatents insofern Bezug, als in Art. 15 Abs. 3 B-VG die Angelegenheiten (des Theater- und Kinowesens sowie) „der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen“ und die Überwachung dieser Veranstaltungen genannt sind. Der VfGH geht in seiner (jüngeren) Rechtsprechung von einer Deckungsgleichheit der Regelungen der „öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen“ im Sinne des Art. 15 Abs. 3 B-VG mit einem Teilbereich der aus Art. 15 Abs. 1 B-VG abzuleitenden Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeit der Länder aus (vgl. z.B. VfSlg. 2721/1954, 5092/1975, 7567/1957, 7985/1977).


� Bezüglich Tennisplätze vgl. Rosenmayr-Klemenz, Betrieb von Tennisplätzen – freies Gewerbe oder Veranstaltung?, ÖZW 1995, S. 72 ff. und Filzmoser, Gewerbliche Überlassung von Sport- und Freizeitanlagen und Anwendbarkeit der GewO?, ecolex 2002, S. 847 ff.


� VfGH 25.6.1999, Zl. G 256/98 (VfSlg. 15552).


� Vgl. analog zu Tennisplätzen Lienbacher in Holoubek/Potacs (Hrsg.), Öffentliches Wirtschaftsrecht (2002), S. 289 (300 f. und 304 ff.).


� LGBl. Nr. 1/1929.


� LGBl. Nr. 12/1971 i.d.F. LGBl. Nr. 51/2005.


� LGBl. Nr. 22/1930.


� Treffend Filzmoser, Gewerbliche Überlassung von Sport- und Freizeitanlagen und Anwendbarkeit der GewO?, ecolex 2002, S. 847 ff.: Auch wenn darunter möglicherweise von vornherein nur sportliche Veranstaltungen im eigentlichen Sinne des Wortes, nämlich Wettkämpfe und dergleichen verstanden wurden, ging jedenfalls die Praxis nach 1928 (und somit geraume Zeit nach dem Versteinerungszeitpunkt) – allerdings nur in Wien – davon aus, dass auch die Überlassung solcher Anlagen an gewöhnliche Benützer zur körperlichen Ertüchtigung eine solche „Veranstaltung“ sei. Dieser Ansicht folgte der VwGH 26.2.2001, Zl. 2000/04/0144 (so auch schon VwGH 1.7.1987, Zl. 85/01/0290) ausdrücklich für den Betrieb von Tennisplätzen. Die Ursache dieser (verfehlten) Ansicht, die auch Basis für die Regelung im Wiener Theatergesetz von 1928 war, ortet Filzmoser (m.w.N.) in einer in Wien teilweise bestehenden Übung, wonach das Halten von Eislaufplätzen als Belustigung angesehen wurde und entsprechende Lizenzen ausgestellt wurden. Freilich wurden Eislaufplätze zu dieser Zeit mit „lebender Musik“, also Musikkapellen oder Drehorgelspielern versehen und stand das Tanzen auf dem Eis und nicht die Sportausübung im Vordergrund. So gesehen war der Betrieb viel eher als Tanzunterhaltung, die seit jeher von der GewO ausgenommen war, denn als gewerblicher Betrieb einer Sportanlage anzusehen. Im Übrigen finden sich zahlreiche Beispiele dafür, dass der Betrieb von Sportanlagen, insbesondere auch von Tennisanlagen, Bädern und dergleichen durchaus als freies Gewerbe anzusehen war. Auch wenn die Vollzugspraxis vor dem Versteinerungszeitpunkt allein nicht entscheidend für die Zuordnung im Gewerbe- oder Landesrecht sein kann (VfSlg. 2670/1954), so bietet diese doch ein gewichtiges Indiz und kann seines Erachtens nicht auf ein geraume Zeit nach dem Versteinerungszeitpunkt in Kraft getretenes Landesgesetz, welches sich auf eine räumlich im Wesentlichen auf Wien beschränkte, noch dazu widersprüchliche und auslegungsbedürftige Praxis stützte, abgestellt werden. Dies erst recht, wenn man bedenkt, dass Eislaufplätze damals mit Musik (Orchestern oder Drehorgeln) betrieben wurden und entsprechende Betätigungen offenbar als Tanzunterhaltungen und nicht als Sportausübung angesehen wurden.


� Der VwGH 1.7.1987, Zl. 85/01/0290 hat zwar Tennisplätze dem Veranstaltungsrecht der Länder unterstellt, dies allerdings ohne nähere Begründung. Vgl. aber auch VwGH 30.6.1986, Zl. 85/04/0128, wo der VwGH der gewerblichen Qualifikation einer Tennisanlage durch die belangte Behörde nichts entgegensetzte.


� Vgl. OGH 19.12.2000, Zl. 1 Ob 93/00h wonach Campingplätze (genehmigungspflichtige) Betriebsanlagen im Sinne der GewO 1994 sind. Ob auf Sportanlagen die GewO anzuwenden ist, wird in OGH 7.3.2006, Zl. 1 Ob 12/06f nicht beantwortet; vielmehr wird nur festgestellt, dass „im Hinblick auf die konkrete Veranstaltung“ (Snowboard-Wettbewerb im Bergisel-Stadion in Innsbruck) eine Betriebsanlagengenehmigung nicht vorgesehen war.


� VfSlg. 10831/1986 m.w.H.


� VfSlg. 10831/1986.


� VfSlg. 2721/1954.


� Hiezu Filzmoser, Gewerbliche Überlassung von Sport- und Freizeitanlagen und Anwendbarkeit der GewO?, ecolex 2002, S. 847 ff.: das entgeltliche Betreiben – insbesondere auch das Instandhalten und Management – der Motorsportanlage dürften Dienstleistungen sein, die die Anwendbarkeit der GewO 1994 begründen.


� Vgl. VfSlg. 5334. Zu Emissionen von Tennisanlagen vgl. OGH 29.10.1992, Zl. 8 Ob 635/92; zu Mobilfunksendeanlagen vgl. OGH 3.11.2005, Zl. 6 Ob 180/05x. Soweit die Interessen der Nachbarn im Genehmigungsverfahren unberührt bleiben, das heißt eine Interessenabwägung insofern (faktisch) ausbleibt, greift § 364a ABGB nicht (vgl. Spielbüchler in Rummel (Hrsg.), ABGB3 (2000), § 364a Rn. 4); der Grundeigentümer könnte vielmehr die Unterlassung des Betriebes gemäß § 364 ABGB und/oder (bei immissionsbedingter Wertminderung der Liegenschaft) verschuldensabhängigen Schadenersatz geltend machen. Würden jedoch – analog zu § 364a ABGB – Motorsportanlagen als behördlich genehmigte Anlagen im Sinne des § 364a ABGB angesehen werden, wäre auch bei Einhaltung der Lärmimmissionswerte gemäß § 22b Abs. 3 VeranstG ein verschuldensunabhängiger Anspruch des Nachbarn denkbar (etwa aus dem Grund, dass die Grenzwerte nicht alle gesundheitsgefährdenden Wirkungen erfassen oder aber neue wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, die Zweifel an der Richtigkeit der festgelegten Grenzwerte auslösen).


� Vgl. auch HG Wien 21.5.1997, Zl. 1 R 970/96k.


� VfSlg. 10292.


� VfSlg 10292; 15552.


� Vgl. Allgemeinen Teil der Erläuterungen: „Üblicherweise wird die Grenze der zumutbaren Störung bei einer Erhebung des Beurteilungspegels um 10 dB über den Grundgeräuschpegel angenommen.“


� VfSlg. 4139/1962, 4862/1964, 5923/1969, 8203/1977 u.a.m.


� VfSlg. 8203/1977.


� Anders als bei Ermessensentscheidungen (Art. 130 Abs. 2 B-VG; soweit kein Ermessensmissbrauch oder keine Ermessensüberschreitung vorliegt, ist die behördliche Entscheidung rechtmäßig und kann daher weder vom VwGH noch vom VfGH aufgehoben werden), besteht bei Verwaltungsakten, die „unbestimmte Gesetzesbegriffe“ konkretisieren, die volle Prüfungsbefugnis des VwGH. Wenn nun, wie in § 22b Abs. 2 Z. 1 VeranstG unbestimmter Gesetzesbegriff (= 1. Fall) und Ermessen (= 2. Fall) zusammenfallen, bleibt unklar, ob einerseits die Entscheidung vom VwGH vorbehaltlos überprüfbar sein wird (nur im 1. Fall), und ob andererseits die Entscheidung bei Vorliegen von Interpretationsspielräumen einzig aus dem Gesetz (so im 1. Fall) oder auch mit Zweckmäßigkeitsgründen (= 2. Fall) begründet werden kann.


� Schwierig könnte es für die Behörde im Hinblick auf die Zumutbarkeitsbeurteilung bei der Berücksichtigung der „Unvermeidbarkeit von Lärmimmissionen nach der Art des Veranstaltungsbetriebes“ (§ 22b Abs. 2 Z. 5 VeranstG) werden, weil ihr damit meines Erachtens kein Ermessen eingeräumt wird. Vielmehr ist die „Unvermeidbarkeit von Lärmimmissionen“ ein unbestimmter Gesetzesbegriff; er verweist auf Umstände tatsächlicher Natur, welche den objektiven Maßstab zur Auslegung des Begriffes darstellen.


� Gemäß der Verordnung über belastete Gebiete (Luft) zum UVP-G 2000 (BGBl. II Nr. 262/2006) zählen in Bezug auf Feinstaub (PM10) zu den Gebieten, in denen die Immissionsgrenzwerte des IG-L überschritten und Luftschadstoffüberschreitungen gemessen wurden, die Gemeinden Flatschach, wo die Motorcross-Strecke von „Spielberg Neu“ geplant sein soll, und Spielberg bei Knittelfeld.


� Gegen einen Feststellungsbescheid gemäß § 3 Abs. 4a UVP-G 2000 können gemäß § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 nur der Projektwerber, die mitwirkenden Behörden, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde berufen.


� Vgl. Hinteregger/Joeing, Feinstaub: Europarechtliche und privatrechtliche Rechtsschutzinstrumente (2005); vgl. auch Einspruch des Bundesrates gegen den Beschluss des Nationalrates wegen Europarechtswidrigkeit des IG-L (1147 der Beilagen XXII. GP).


� ABl. EG Nr. 296 S. 55.


� S. 33 Spielberg-Bescheid.


� S. 34 Spielberg-Bescheid.
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